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Zwei

Ich möchte 33 nun nicht in der Tagesord

nung fortzufahren , ſondern uns Zeit zu geben

zu einer Fr Ich beantrage , daß

hier abgebrochen wird .

Abgeordneter Bender : Ich ſtelle den Gegen⸗

antrag , daß wir in der Erledigung der geſchäft —

lichen Angelegenheiten der Synode zunächſt ein

mal fortfahren , daß uns die Mitteilungen ge

macht werden , die uns zu machen ſind über die

Überweiſung der Vorlagen , die Ergänzung von

Ausſchüſſen uſw . Dann können wir ja weiter

ſehen .

Abgeordneter D. Frey : Nach unſerer über

zeugung kann eben die Synode nicht mehr recht

lich tagen und infolgedeſſen ſind wir dann auch

nicht in der Lage , das mitzumachen .

Der Antrag D. Frey , die Sitzung zu unter⸗

brechen , wird abgelehnt .

Der ee gibt folgende Eingänge be —

kannt , die den verſchiedenen Ausſchüſſen zur

Beratung werden :

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes über die

Regelung des Haushalts der Landeskirche für

1925/26 mit Voranſchlägen ,

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes über die

Gewährung einer Dienſtaufwandsentſchädigung

an die Geiſtlichen und die Ablöſung der dem

Geiſtlichen für kirchliche Amtshandlungen zu —

ſtehenden Bezüge ,

Sitzung .

Endͤgültigkeitserklärung vorläufiger kirchli

Geſetze ,

Eingabe des Badiſchen Evang . Pfarrvereins

Unterſtützungsbeiträge fürwegen Erhöhung der

Pfarrwaiſen ,

Eingabe desſelben Vereins um Gleichſt tel

lung der unſtändigen Geiſtlichen mit den ſtaat

nicht etatsmäßigen Beamten ,

abe des Kirchengemeinderats Karlsruhe ,

henverfaſſung betr . ,Arnwendung der Ki

eſchwerde des Kirchengemeinderats Mahl —

erg, die Pfarrwahl daſelbſt betr .

Anſtelle des aus der Synode ausgeſchiede —

nen Abgeordneten Hausvater Schäfer wird Ab

Sgeordneter Haag zum Schriftführer , anſtelle der

aus dem Hauptberichtsausſchuß ausgeſchiedenen

Abgeordneten D. Wurth und Hausvater Schäfer

die Abgeordneten Dekan Renner und Straſſer
anſtelle des aus dem Ausſchuß für Kultus .
Unterricht ausgetretenen Abgeordneten Kühle

wein und des wegen leidender Geſundheit aus

ſcheidenden Abgeordneten Baumann die Abge —

ordneten Camerer und Bender zu Mitgliedern
der betr . Ausſchüſſe gewählt

Die früher interimiſtiſch erfolgte Wahl des

Abgeordneten Landgerichtsrat Schäfer in den

Verfaſſungsausſchuß wird beſtätigt .

Abgeordneter Kappler ſpricht oͤas Schluß —

gebet .

Zweite öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Freitag , den 28 . Mai 1926 ,

vormittags 9 Uhr .

Präſident D. Dr . Keller eröffnet die Sitzung ;

Pfarrer Rothenhöfer ſpricht das Eingangsgebet .

Präſident D. Dr . Keller : Bevor wir in die

Tagesordnung eintreten , möchte ich mir geſtat⸗

ten , meine verehrten Damen und Herren , in be⸗

ſonders feierlicher Weiſe eines um unſere Lan⸗

deskirche hochverdienten Mannes zu gedenken ,

des heimgegangenen Präſidenten Exzellenz D.

Dr . Uibel . ( Die Anweſenden erheben ſich . ) Sie

haben ſich von Ihren Sitzen erhoben und wollen

damit ausdrücken , wie ſehr die allgemeine Wert⸗

ſchätzung des Mannes unter uns lebt , der ſeine
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großen , von Gott geſchenkten Gaben in den

Dienſt der Kirche geſtellt hat . Vorbildliche

Charaktereigenſchaften , ſtete Hilfsbereitſchaft ,

Bruderliebe und Treue zeichneten ihn beſonders

aus und ſichern ihm den dauernden Dank der

Landeskirche und ihrer Glieder . Sein Andenken

bleibe unter uns in Ehre und in Segen ! Ich

danke Ihnen .

Seit unſerer letzten Sitzung hat ſich Pfingſt⸗

montag Nacht bei München ein furchtbares Un—⸗

glück ereignet , das vielen Menſchen das Leben

gekoſtet und wieder andere an Leib und Seele

erſchüttert hat . Wir denken mit Trauer und

Wehmut an all das Leid , das durch dieſes Un⸗

glück über viele Familien und die Reichsbahn

gekommen iſ

Wir haben weiter geleſen von dem furchtba —

ren Brandunglück , das im ſchönen Wieſental

eine ganze Reihe von Familien obdachlos ge —

macht hat . Auch ihnen wendet ſich unſer herz⸗

liches Mitgefühl zu und wir denken an ſie in

Liebe und in Teilnahme . Ich bitte Sie , meine

von Ihren Sitzen zu erheben . ( - Geſchieht . ) Ich

danke Ihnen .

Weiter habe ich Ihnen , meine verehrten Da⸗

men und Herren , die betrübliche Mitteilung zu

machen , daß unſer Herr Kirchenpräſident durch

einen akuten Krankheitsanfall , der ihn an Pfing⸗

ſten getroffen hat , genötigt war , ſofort das Bett

aufzuſuchen , und daß er heute noch nicht im⸗

ſtande iſt , das Bett zu verlaſſen . Er iſt alſo

leider nicht in der Lage , an unſeren Sitzungen

teilzunehmen , und das nimmt ihn innerlich —

das dürfen Sie glauben — recht mit , denn mit

Leib und Seele hängt er ja an dem Amt , zu dem

er berufen worden iſt , und nur mit Mühe iſt er

davon zurückzuhalten geweſen , trotz ärztlichem

Verbot doch aufzuſtehen und hierher zu kom⸗

men , um an den Beratungen teilzunehmen .

Wir nehmen herzlichen Anteil an ſeinem Leid ,

ſeiner Krankheit , an ſeinem Ergehen und bitten

Sitzung .

zu Gott , daß er ihm bald wieder die erwünſchte

Geſundheit ſchenken möchte , ſodaß er ſeinem

Dienſt wieder ganz nachkommen kann . Sie ſind

auch mit dieſen meinen Ausführungen einver —

ſtanden und erwächtigen mich , dem Herrn Prä⸗

ſidenten die Grüße der Synode zu überbringen

und ihm gleichzeitig die herzlichen Wünſche zu

ſeiner Wiedergeneſung auszuſprechen . Sind Sie

damit einverſtanden , dann bitte ich Sie , ſich zu

erheben . ( Geſchieht . ) Ich danke Ihnen .

Die Synode hat heute die große Ehre , Herrn

Regierungsrat Dr . Aſal als den Vertreter der

Regierung bei ſich zu ſehen . Wir hoffen und

wünſchen , daß die Ausführungen , die heute ge —

macht werden , ihn davon überzeugen möchten ,

daß das Intereſſe an dem Wachſen , Blühen und

Gedeihen der Landeskirche in uns wach und

kräftig iſt und daß wir auch ſehr dankbar ſind

für all das , was der Staat an Freundlichkeit

in der Tat und mit Worten tut .

Weiter wird mitgeteilt , daß anſtelle des

Synodalen Treiber , der ſein Amt niedergelgt

hat , Pfarrer Max Weiß in die Synode eingetre —

ten iſt , der darauf verpflichtet wird .

Beurlaubt iſt für die heutige und morgige

Sitzung Abgeordneter Ullmer .

Neue Eingänge liegen nicht vor .

Zur Berichterſtattung über das kirchliche Ge⸗

ſetz , betreffend die Regelung des Haushalts der

Landeskirche für das Rechnungsjahr 1920 mit

den zugehörigen Voranſchlägen und der Vermö⸗

gensdarſtellung erhält das Wort namens des

Finanzausſchuſſes :

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Hohe

Synode ! Im Aufträge Ihres Finanzausſchuſ⸗

ſes habe ich die Ehre , Ihnen den Bericht zu er⸗

ſtatten über das Ergebnis der Beratungen und

Beſchlußfaſſungen des Ausſchuſſes hinſichtlich der

Vorlage der Kirchenregierung , betr . den Ent⸗

wurf eines kirchlichen Geſetzes , der die allge⸗

meinen kirchlichen Ausgaben für das Rech⸗

nungsjahr 1. April 1926 bis 31 . März 1927 und

ihre Deckungsmittel zum Gegenſtand hat .
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Dem Geſetzentwurf ſind als zugehörige Bei —

lagen angeſchloſſen : der Landeskirchenſteuervor —

anſchlag für 1926 , der Voranſchlag der Regie —

kaſſe des Evangeliſchen Oberkirchenrats für 1926 ,

der Voranſchlag der Zentralpfarrkaſſe , des Un —

terländer Kirchenfonds , der Kirchenſchaffnei

Rheinbiſchofsheim und der Stiftſchaffnei Lahr

für 1. April 1926 bis 31 . März 1927 und eine

vergleichende Darſtellung des Vermögens und

des Flächenbeſtandes des Liegenſchaftsbeſitzes der

Evangeliſchen Zentralpfarrkaſſe und der unmit⸗

telbaren kirchlichen Fonds .

Wir wenden uns zu den einzelnen Vorlagen .

Landeskirchenſteuervoranſchlag für 1926 . Der

Voranſchlag iſt durch zahlreiche und ausführliche

Erläuterungen ſo überſichtlich geſtaltet , daß er

jedem Synodalen ohne weitſchweifige Ausfüh —

rungen ein Bild über die allgemeinen kirchli —

chen Ausgaben einerſeits und über die Dek —

kungsmittel andererſeits , alſo über Einnahmen

und Ausgaben , gibt . Sie ſind in den Abſchnit⸗

ten 1 —47 einzeln dargeſtellt und teilen ſich in

A. Laſten , nämlich Steuerabgänge und Nieder —

ſchlagungen , Schuldzinſen und dergleichen
402 100 ν, ,

B. Verwaltungskoſten . . . 363 200 ,4l ,

Zweckausgaben , nämlich Auf⸗

wand für die Kirchenleitung ,

Leitung der Kirchenbezirke ,

Bezüge der Geiſtlichen , Ruhe —

gehalte , Hinterbliebenenverſor —

gung , guttatsweiſe Unterſtüt⸗

zungen und dergl . zuſammen 5376 190 Nl ,

6 141 490 FN l .

Ein Vergleich mit den Erforderniſſen frühe⸗

rer Jahre , von der verheerenden Inflationszeit

abgeſehen , z. B . der Jahre 1915 - —19 , ergibt eine

alſo im gaäntzezßz

ganz weſentliche Erhöhung des heutigen Be⸗

darfs . Trotzdem war der Finanzausausſchuß bei

aller gebotenen Rückſichtnahme auf die allge⸗

meine Finanznot nicht in der Lage , an irgend

einer Poſition etwas einzuſparen , ſchon deshalb

nicht , weil der Voranſchlag ſeine Anforderungen

Zweite Sitzung .

von vornherein auf das Allernotwendigſte be

ſchränkt ; und was die Kirche an Geldͤmitteln zur

Erfüllung ihrer hohen Aufgaben haben muß , ſoll

ihr auch werden . Abſtriche an dem Notwendig⸗
ſten unter dem Geſichtspunkt des Sparens träfen

die Kirche in der Entfaltung evangeliſch⸗kirchli

chen Lebens ſo empfindlich , daß kein Mitglied

Ihrer Finanzkommiſſion die Verantwortung

auf ſich nehmen könnte . Die unbedingte Pflicht

zur äußerſten Sparſamkeit hat auch die Kirchen —
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leitung veranlaßt , von der Anforderung und

Schaffung der längſt begehrten planmäßigen

Stelle eines Landeskirchenmuſikdirektors abzu —

ſehen .

Die Beſoldung der Geiſtlichen richtet ſich nach

dem Pfarrbeſoldungsgeſetz , das im weſentlichen

der Beſoldungsordnung für die ſtaatlichen

Beamten angepaßt iſt . Eine völlige Gleichſtel —

lung mit den Reichs - und Staatsbeamten iſt je⸗

doch inſofern noch nicht erreicht , als die Schaf —

fung von Spitzenſtellen für die Inhaber beſon —

ders wichtiger Pfarrſtellen aus finanziellen

Gründen bis jetzt nicht möglich war . Eine Beſ —

ſerung in der Vorrückungsmöglichkeit iſt im vor⸗

liegenden Voranſchlag dadurch erzielt worden ,

daß die Verteilung der Geiſtlichen auf die Be —

ſoldungsgruppen X und XI nicht mehr von der

Zahl der beſetzten Pfarreien , ſondern in Anglei —

chung an die ſtaatlichen Voranſchläge von der

Zahl der voranſchlagsmäßig genehmigten Pfarr —

ſtellen abhängt . Es wird dadurch erreicht , daß

beim Freiwerden einer Pfarrſtelle in Gruppe
XI ſofort ein Geiſtlicher von Gruppe X nach XI

aufrücken kann .

Eine nicht unweſentliche Belaſtung des Etats

iſt durch den Aufwand für Religionslehrer an

Fach - und Fortbildungsſchulen verurſacht , eine

Maßnahme , zu der die Kirche durch Staatsgeſetz

verpflichtet iſt . Zur Entlaſtung der Geiſtlichen

mußten aus dem ſtaatlichen Lehrdienſt Lehr⸗

kräfte übernommen werden , deren Rechts - und

Beſoldungsverhältniſſe in zwei Ihnen vorlie⸗

genden Geſetzentwürfen geregelt ſind . Die Ein⸗
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gruppierung der aus dem ſtaatlichen Dienſt

übertretenden Lehrkräfte ſoll nach Auskunft der

Kirchenregierung in der Weiſe vorgenommen

werden , daß nichtplanmäßige Volksſchullehrer

in Gruppe VII ihren Aufſtieg beginnen und

planmäßige Volksſchullehrer in dieſelbe Stufe

der nächſthöheren Beſoldungsgruppe eingereiht

werden , in der ſie ſich im ſtaatlichen Dienſt be⸗

funden haben . Es iſt dies eine Maßnahme , die

den Zweck verfolgt , nur tüchtige Kräfte für den

kirchlichen Dienſt zu gewinnen . Dabei iſt vor⸗

geſehen , daß die übernahme erſt nach Ablauf

eines Probedienſtjahres erfolgen ſoll , damit

ſowohl die Kirche als auch die in den kirchlichen

Dienſt eintretenden Lehrer zunächſt prüfen

können , ob ſie die Vereigenſchaftung , insbeſon⸗

dere Luſt und Liebe zur ausſchließlichen Ertei⸗

lung von Religionsunterricht beſitzen . Würde

während des Probedienſtjahres ein Lehrer im

ſtaatlichen Dienſt in eine höhere Beſoldungs⸗

gruppe aufſteigen , ſo wird ihm dieſer Vorteil

auch im kirchlichen Dienſt zuteil werden . Nach

der endgültigen übernahme in das kirchliche

Beamtenverhältnis regelt ſich der Aufſtieg in die

höheren Beſoldungsgruppen unabhängig von der

Beförderungsmöglichkeit , die den Lehrern im

ſtaatlichen Dienſt gegeben geweſen wäre .

Erfreulich iſt , daß unter Abſchnitt 24, 25 und

26 wiederum Beiträge für guttatsweiſe Unterſtüt⸗

zungen vorgeſehen werden konnten und daß da⸗

mit insbeſondere der Not alleinſtehender Pfarr⸗

waiſen , die keinen Rechtsanſpruch auf Hinter⸗

bliebenenverſorgung beſitzen , geſteuert werden

kann .

Der Voranſchlag der Regiekaſſe des Ober⸗

kirchenrats bringt bei Abſchnitt 1 Seite 2 eine

Stellenvermehrung von 7 auf 11 . Tatſächlich

handelt es ſich um eine Vermehrung umz , da die

bisher vorhandene und im Landeskirchenſteuer⸗

voranſchlag enthaltene Stelle des Bauſachver⸗

ſtändigen hier erſcheint .

Neu eingeſtellt ſind zwei Stellen der Beſol⸗

dungsgruppe XI für einen geiſtlichen Hilfsarbei⸗
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ter und einen ſolchen im Finanzweſen . Die

Häufung der Arbeiten begründet dieſe Anfor⸗

derung . Die dritte Stelle von Beſoldungsgruppe

VIII wird durch die Notwendigkeit der allmäh⸗

lichen Wiederaufnahme der Reviſionstätigkeit

erfordert .

Im gleichen Abſchnitt des Voranſchlags für

die Regiekaſſe des Oberkirchenrats iſt auch die

Vergütung des ſtellvertretenden Kirchenpräſi⸗

denten geregelt . Die Stelle iſt aus beſonderen ,

mit der Neubeſetzung der oberſten Kirchenbe⸗

hörde zuſammenhängenden Gründen während

der letzten Zeit unbeſetzt geblieben . Ein Abbau

der Stelle iſt niemals beabſichtigt geweſen ; er

wäre auch nicht möglich geweſen ohne Verfaſ⸗

ſungsänderung , da dieſe Beamtenſtelle in der

Kirchenverfaſſung ausdrücklich vorgeſchrieben iſt .

Der Ausſchuß iſt deshalb einmütig der Auffaſ⸗

ſung , daß der badiſche Staat die übernahme des

ihn treffenden Anteils an der Beſoldungserhö⸗

hung des in Betracht kommenden Beamten

nicht mit der Begründung ablehnen kann , daß

die Stelle abgebaut ſei , und er hat den Wunſch ,

daß die oberſte Kirchenbehörde dieſen Stand⸗

punkt der ſtaatlichen Behörde gegenüber nach⸗

drücklich vertritt .

Dem Bedarf von 6141490 ½½ / ſtehen ver —

fügbare Deckungsmittel in Höhe von 2034 600

I gegenüber . Die verfügbaren Deckungsmit⸗

tel ergeben ſich im weſentlichen aus

a. dem Reinertrag der Zentralpfarrkaſſe , wie in

dem —nicht beanſtandeten — Voranſchlag im

einzelnen dargeſtellt , im Geſamtbetrag von

850 000 . ½/ ,

dem Staatsbeitrag in Höhe von 900 000 Nl ,

für deſſen Gewährung ſowohl der badiſchen

Regierung als auch dem Landtag der Dank

ausgeſprochen ſein ſoll ,

b 8

c. Beiträgen der Gemeinden und Fonds zu den

Gehalten der Geiſtlichen ( ſog . Kompetenzen

und Dotationen ) in Höhe von 119 600 N. A.

Bei dieſen Kompetenzen und Dotationen
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handelt es ſich in der Hauptſache um die bei Er —

richtung von Vikariaten und Diaſporapfarr⸗
ämtern von den Kirchengemeinden übernom —

menen Beiträge . Die Frage , ob auf der Erfül —

lung der Verpflichtung zur Leiſtung dieſer Bei —

träge künftig noch beſtanden werden ſoll , oder

ob es vielleicht angebracht wäre , darauf zu ver —

zichten , war Gegenſtand der Erörterung mit dem

Ergebnis , daß in eine ernſtliche Prüfung dieſer

Frage erſt bei einer beſſeren Finanzlage einge —

treten werden kann .

Stehen hiernach dem Erfordernis von

6 141 490 nur 2034 600 //l verfügbare Dek —

kungsmittel gegenüber , ſo bleibt ein weiteres

Erfordernis von 4106 890 7½ , das durch Steu —

ererhebung nach den Vorſchriften des Landes —

kirchenſteuergeſetzes aufzubringen iſt . Dies hat

zur Folge , daß eine Ermäßigung des Steuer —

ſatzes in dieſem Jahre zu unſerem Bedauern

nicht vorgenommen werden kann . Es muß viel⸗

mehr , wie im vorigen Jahre , der geſetzlich zu —

läſſige Höchſtſatz von 10 vom Hundert der Ur —

ſteuer zur Erhebung gelangen . Der Eingang
der Steuer dürfte wohl durch die ſtarke Erwerbs —

loſigkeit und Kurzarbeit nicht unweſentlich er —

ſchwert werden . Den traurigen wirtſchaftlichen
Verhältniſſen mancher Kirchenglieder wird auch

in dieſem Jahre wie im Vorjahre ſoweit irgend
möglich Rechnung zu tragen ſein . Andererſeits

muß aber auf den Eingang der Steuer beſonders
da geachtet werden , wo die wirtſchaftlichen Ver —

hältniſſe es ohne beſondere Härte zulaſſen .
Sollte das Steueraufkommen nicht zur Deckung
des Erforderniſſes ausreichen , ſo iſt der Fehlbe —
trag für das Rechnungsjahr 1926 aus dem um⸗

laufenden Betriebsfonds zu decken , wobei es

Aufgabe der kirchlichen Finanzgebarung ſein

muß , den Betriebsfonds aufzufüllen und auf

ſeiner Höhe zu erhalten .

Aus der vorgelegten Darſtellung des Vermö⸗

gens und des Flächenbeſtandes des Liegen —
ſchaftsbeſitzes ergeben ſich zwei Tatſachen , die

hervorgehoben zu werden verdienen . Und zwar

Zweite Sitzung .

einmal die bedauerliche , daß im ganzen etwa 15

Millionen Kirchenvermögen der Inflation zum

Opfer gefallen ſind . Es kann angenommen wer⸗

den , daß etwa 2 Millionen durch das Aufwer

tungsgeſetz wieder erlangt werden , ſodaß etwa

13 Millionen Verluſt bleiben . Zum andern die

befriedigende , daß der Grund und Boden der

Kirche in nicht unweſentlichem Umfang dem

Wohnungsbau nutzbar gemacht worden iſt .

Hohe Synode !

Ihnen vor ,

Der Finanzausſchuß ſchlägt

den Landeskirchenſteuervoranſchlag für 1926 ,

den Voranſchlag der Regiekaſſe des Oberkir⸗

chenrats für 1926 , den Voranſchlag der Zen⸗
tralpfarrkaſſe , des Unterländer Kirchenfonds ,
der Kirchenſchaffnei Rheinbiſchofsheim und

der Stiftſchaffnei Lahr für 1926 ſowie die

Darſtellung des Vermögens und des Flächen⸗

beſtandes des Liegenſchaftsbeſitzes für die

Evangeliſche Zentralpfarrkaſſe und die unmit⸗

telbaren kirchlichen Fonds unverändert anzu⸗

nehmen und zu genehmigen .

Ferner wolle die Hohe Synode den Ent⸗

wurf des Geſetzes , die allgemeinen Ausgaben
für das Rechnungsjahr 1. April 1926 bis da⸗

hin 1927 und ihre Deckungsmittel betr . , un⸗

verändert annehmen und zum Geſetz erheben .

Präſident D. Dr . Keller : Ich frage , ob jetzt

eine allgemeine Ausſprache ſtattfinden ſoll oder

ob wir erſt bei den einzelnen Titeln ſprechen
wollen . Es wird eine allgemeine Ausſprache
nicht gewünſcht , ſondern das Wort wird erſt ge⸗
nommen bei den einzelnen Titeln .

Wir treten alſo ſofort in die Beratung ein ,
und zwar zuerſt in die Beratung des Voran —

ſchlags der Zentralpfarrkaſſe , des Unterländer

Kirchenfonds uſw . und nachher der Regiekaſſe ,
weil dieſe beiden Voranſchläge miteingearbeitet
ſind in den Landeskirchenſteuervoranſchlag , nach —
her in den Landeskirchenſteuervoranſchlag und

zuletzt werden wir das Geſetz über die Deckungs⸗
mittel beraten .
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Es werden dann jeweils die Einnahmen und

die Ausgaben für die Zeutralpfarrkaſſe , für den

Unterländer Kirchenfonds , für die Kirchenſchaff⸗

nei Rheinbiſchofsheim und für die Stiftſchaffnei

Lahr nach dem vorliegenden Voranſchlag für die

vier Kaſſen einzeln aufgerufen und ohne Wort⸗

meldung angenommen , darnach auch die betr .

Voranſchläge im ganzen .

Auf eine zweite Abſtimmung darüber wird

verzichtet .

Zum Voranſchlag der Regiekaſſe erhält bei

Rechnungsabſchnitt 1 das Wort

Abgeordneter Dr . Dietrich : Hohe Synode !

Dieſe Poſition ſcheint mir der geeignete Punkt

zu ſein , wo wir über die Kirchenausgaben im

allgemeinen und über die Leitung unſerer

Kirche im beſonderen reden können .

Es iſt überall Sitte , daß ſich an die Geneh⸗

migung des Gehalts der Beamten einer Kör⸗

perſchaft eine Ausſprache anknüpft , und ſo möchte

ich das , was ich im Ausſchuß ſchon zum Ausdruck

gebracht habe , wiederholen : daß uns gerade dieſe

Poſition für eine ſo kleine Körperſchaft , wie es

die evangeliſche Kirche iſt , zu hoch erſcheint . Der

Apparat der evangeliſchen Kirche verſchlingt

viel zuviel Geld im Vergleich zu den Verwal⸗

tungsapparaten des Staatſes . Ich habe mir die

Zahlen des Kultusminiſteriums aus dem Vor⸗

anſchlag des Jahres 1926/27 geben laſſen . Im

Kultusminiſterium gibt es nur 2 Stellen in B,

nämlich eine Stelle in B 2 und eine Stelle in

B 3, und zum Kultusminiſterium gehören 11 473

Beamte . Wir in der evangeliſchen Kirche mit

ingefähr 700 Beamten und in dieſem Zuſam⸗

menhang darf ich die Pfarrer als Beamte be⸗

zeichnen — haben 3 Stellen in B. Aus dieſem

rein zahlenmäßigen Grunde iſt es uns bei der

heutigen geſpannten Wirtſchaftslage , bei der

Not , die weite Kreiſe unſeres Volkes bedrückt ,

und bei dem Widerwillen , der gegen die Kirchen⸗

ſteuer allenthalben in allen Kreiſen unſeres

Volkes — am wenigſten unter der Arbeit erſchaft
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zutage tritt , nicht möglich , für die Poſition

zu ſtimmen .

Aber auch noch aus einem anderen Grunde .

Wir ſtehen als evangeliſche Sozialiſten unter

dem Eindruck , daß die Leitung der evangeliſchen

Kirche uns in unſerer Entwicklung in jeder

Weiſe zu hemmen ſucht , daß ſie vor allem auf

politiſchem Gebiet nicht ſo neutral iſt , wie es

von einer Kirchenregierung verlangt werden

dürfte . Wir haben vor anderthalb Jahren an

dieſer Stelle hier vom Herrn Kirchenpräſidenten

die feierliche Erklärung bekommen , daß von nun

an die Kirche in politiſchen Dingen Neutralität

bewahren will , und ich habe dieſen Ausſpruch

begrüßt , auch wenn dieſe Neutralität ſich zuerſt

in einem Einſchnitt gezeigt hat , der ſich nach

links richtete . Ich habe geſagt : wenn die Kirche

auch ebenſo ſcharf nach rechts vorgeht , dann kann

es noch möglich ſein , die Kirche aus dem politi —⸗

ſchen Kampf herauszuführen . Bei einer Gele⸗

genheit geſtern wurde mir geſagt , daß der Kir⸗

chenregierung nicht bekannt ſei , daß von irgend

einer Seite politiſch vorgegangen worden iſt . Es

hat ungeheueren Staub aufgewirbelt , daß nach

dieſer Erklärung des Herrn Kirchenpräſidenten

57 evangeliſche Geiſtliche — von Mannheim ging

es aus — zur Hindenburgwahl ihre Amtsbrüder

aufgefordert haben , für Hindenburg einzutreten ,

und zwar im Gottesdienſt . Es heißt in dieſem

Schreiben an die evange liſchen Pfarrer : Wer

in dieſer Schickſalsſtunde nicht für unſere evan⸗

geliſche Kirche iſt , der iſt wider ſie . “ Damit ha⸗

ben die 57 Geiſtlichen gegen alle evangeliſchen

Republikaner und es gibt in Deutſchland

ſchon ſehr viele evangeliſche Republikaner —

zum Ausdruck gebracht , daß ſie gegen die evan⸗

geliſche Kirche ſeien . Und aus dieſer Sorge her⸗

aus , um in allerletzter Stunde noch zu retten ,

was zu retten iſt , haben Herr D. Frey und ich

am Freitag abend vor der Wahl noch einen Auf⸗

ruf hinausgegeben , daß die Reichspräſidenten⸗

wahl eine politiſche Wahl iſt und daß ſie mit

der Kirche nichts zu tun hat . Im Intereſſe der

R0



Kirche haben wir dieſen Aufruf hinausgegeben ,
aus großer Sorge , in letzter Sekunde die Kirche

vor großem Schaden zu bewahren . Es muß an⸗

erkannt werden , daß noch am Samstag der Herr

Kirchenpräſident alles verſucht hat , um die betr .

Geiſtlichen von ihrem Schritt abzuhalten . ( Ab

geordneter Bender : Alſo ! ) Das iſt nicht das

Schlimme an dieſer ganze he , ſondern das

Schlimme iſt , daß trotz dieſer feierlichen Erklä

rung 57 Geiſtliche einige Wochen ſpäter ſich frei

und offen für politiſche Tätigkeit innerhalb der

Kirche ausgeſprochen und damit dem Worte des

Kirchenpräſidenten die Kraft genommen haben ,

die man dem Worte eines Präſidenten gerne

beimeſſen möchte . Es hat mich komiſch be —

rührt , wenn ich am Schlußſatz dieſes Schreibens

las : „ Es iſt weder ſicher , noch geraten , etwas

gegen das Gewiſſen zu tun . “ Am Freitag abend :

„ Es iſt weder ſicher , noch geraten , etwas gegen

das Gewiſſen zu tun “ , und am Samstag kommt

n
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die Poſtkarte oder das Telephongeſpräch vom

Herrn Präſidenten und man kann auch ſchwei

gen ! Männerſtolz vor Königsthronen !

Ich habe hier einige kleine Ausſchnitte mit —

gebracht über politiſche Tätigkeit der evangeli

ſchen Geiſtlichen innerhalb der Kirche und ich

muß ſie heute erwähnen , weil mir geſtern geſagt

worden iſt , der Kirchenregierung ſei nichts be —

kannt . Ich erwähne nur ſolche Sachen , die in

der Zeitung ſtanden , alſo der Sffentlichkeit be —

kannt waren . Das Material ſtelle ich ſelbſtver —

ſtändlich zur Verfügung .

Hier wird zuerſt genannt Herr Pfarrer Doerr

in Richen , Amt Eppingen , der ſeinen ſeelſorger —

lichen Einfluß zu politiſchen Zwecken mißbraucht

habe .

Es wird weiter erwähnt , daß Pfarrer Boſſert

in Schönau in der Kirche am Schluß des Gottes —

dienſtes das Flugblatt verbreitet hat „ Gedenke ,

daß du evangeliſch biſt ! “.

Es wird geſchrieben , daß Pfarrer Bechert in

Menzingen die Kirche am 19 . und 26 . April zum

Verſammlungslokal herabgewürdigt habe .
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Dasſelbe wird berichtet von Pfarrer Turban

in Staffort . Zuruf rechts : Gibt ' s gar nicht !

Weiterer Zuruf : Urban ! ) Alſo Urban . Wenn

Sie ſich an ſolchen Kleinigkeiten ſtoßen , dann

können Sie nachher natürlich behaupten , die

evangeliſche Kirche ſei politiſch nicht tätig !

Weiter wird von einem Pfarrer Sch . aus

Neulußheim berichtet , daß er ſogar die Kirche

mit ſchwarz - weiß⸗roten Fahnen am Tag der

Hindenburgwahl habe beflaggen laſſen .

Das ſind einige kleine Ausſchnitte aus den

Zeitungen , die Ihnen bekannt ſein müſſen . Ich

habe auch Briefe bekommen . Ich habe al

lerdings , da die betr . Briefſchreiber ſich ja

ſtrafbar gemacht haben , nicht das Recht , deren

Namen zu nennen . Ich will Ihnen nur eine

Stelle aus einem Brief vorleſen , die heiß

und ſo ſind die anderen Briefe auch —: „ Sie

wiſſen , daß ich mit Ihnen eins bin , daß Politik

nicht auf die Kanzel gehört . Doch konnte ich mich

diesmal nicht zurückhalten und habe beiliegen
des Flugblatt verteilt “ für die Reichspräſi⸗

dentenwahl „ und es wird hinzugefügt , daß

das in ſehr vielen Kirchen des Hinterlandes ge —

ſchehen ſei .

Weiter habe ich hier eine Zuſchrift aus Wöf

ſingen , daß der Ortsgeiſtliche , Pfarrer Zipperer ,

es nicht unterlaſſen konnte , ſelbſt von der Kan

zel herunter ſeine Feindſchaft gegen die Repu⸗

blik zu zeigen .

Herr Kirchengemeinderat Käſer in Berghau⸗

ſen hat während des Gottesdienſtes die Kirche

verlaſſen , um zum Ausdruck zu bringen , daß er

mit der Rede des Pfarrers , die vollſtändig poli⸗

tiſchen Inhalt hatte , nicht einverſtanden wäre .

In Königsbach bei Pforzheim hat der Vikar

Bier in ſeiner Predigt am Sonntag darauf hin⸗

gewieſen , daß der katholiſche Reichspräſident für

die evangeliſche Kirche eine Gefahr bedeute und

daß Hindenburg gewählt werden müſſe .

Das ſind Sachen , die in der Sffentlichkeit be —

kannt ſind , die jeder in Baden weiß — und pro⸗

minente Vertreter der Kirchenregierung ſagten
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mir , ſie wüßten von politiſcher Tätigkeit der

Geiſtlichen nichts .

Weiter haben ſich die evangeliſchen Sonntags⸗

blätter vollſtändig in den Dienſt der politiſchen

Tätigkeit geſtellt . Ich muß — daß das

„ Sonntagsblatt des arbeitenden Volkes “ aber

auch nicht ein Wort , entweder für oder gegen

Hindenburg , entweder für oder gegen Marx ge⸗

bracht , alſo vollſtändige Zurückhaltung bewahrt

hat .

Ganz ſcharf auf dieſem Gebiete getrieben hat

es Herr Stadtpfarrer Herrmann in dem „ Evang .

Kirchen - und Volksblatt “ . Der Herausgeber der

„ Kirchlich - poſitiven Blätter “ der ja auch Mit⸗

glied unſerer Synode iſt hat am 10 . Mai ge⸗

ſchrieben , daß von Leuten , die ſich kirchentreu

nennen , die evangeliſche Kirche in der Sffentlich —

keit denunziert , herabgewürdigt und ſchlecht ge —

macht wird , weil wir nämlich behauptet haben ,

daß die politiſche Rechte die evangeliſchen Kan⸗

zeln und Kirchenblätter zur Wahlpropaganda

mißbraucht . Wir haben heute den 28 . Mai . Nach⸗

dem ich dieſes Material vorgetragen habe —

von dem ich annehme , daß der Herausgeber der

„ Kirchlich - poſitiven Blätter “ davon noch keine

Ahnung hatte —, nehme ich an , daß er hier in

der Synode
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wird , daß wir keine De⸗

nunzianten ſind . 8 hat dann allerdings dieſe

Erklärung über ein ee gebraucht , bis ſie vor

ſich gegangen iſt .

Der Herr Kirchenpräſident hat ein perſönli⸗

ches Schreiben an mich gerichtet — es iſt abge⸗

druckt im „ Sonntagsblatt des arbeitenden Vol⸗

kes “ vom 10 . Mai 1925 — und der Brief beginnt :

„ Ihr Flugblatt widerſpricht den Tatſachen und

verletzt unſere Geiſtlichen wie unſere Landes —

kirche . “ Alſo der Herr Kirchenpräſident weiß

nichts davon , daß die Kirche ſich in irgend einer

Form politiſch betätigte ,

der Kirchenregierung den Aufruf des Mannhei —

mer Kirchengemeinderats unterſchrieben haben .

Und ſo geht es weiter . Es geht aber auch noch

nach der Hindenburgwahl weiter .

Sitzung . 23

obwohl Mitglieder

Geſtern wurde bei einer Stelle von einem

Geiſtlichen geſagt , daß er wegen ſeiner politi⸗

ſchen Tätigkeit eine Selbſtanzeige gemacht habe .

Ich weiß nicht , ob etwas gegen ihn geſchehen iſt .

Auf alle Fälle ſteht auch dieſer Fall in der Zei⸗

tung . Ich nehme an , daß es ſich um den Pfarrer

Teutſch in Buggingen handelt , der am 17 . Mai

die Fahnenweihe des Jungdeutſchen Ordens in

der Kirche vorgenommen hat .

Ein Vertreter aus Konſtanz hat geſtern ge⸗

gen einen Geiſtlichen der Landeskirche , dem in

ſeiner ſeelſorgerlichen Tätigkeit und als Pfarrer

auch gar nichts vorzuwerfen iſt , den allerſchärf —

ſten Vorwurf erhoben . In dem Bericht über die

Reichsbannertagung am Bodenſee , die am

Pfingſtſonntag und Pfingſtmontag in Konſtanz

R hat , finde ich eine Stelle , wo es

heißt : „ Der Turm der evangeliſchen Kirche war

bisher bei allen Veranſtaltungen feſtlich ge⸗

ſchmückt , jedoch nur bei ſolchen Feſtlichkeiten , die

monarchiſtiſche Einſtellung vermuten ließen . Un⸗

nötig , zu ſagen , daß der Schmuck ſchwarz - weiß⸗

rot war , die Leibfarbe des Evangeliſchen Kir —

chengemeinderats Konſtanz . “ Ich nehme an , daß

der Vertreter aus Konſtanz ſtets und immer ge⸗

gen die Politiſierung der Konſtanzer Kirche , die

dadurch zum Ausdruck kam , daß die Farbe

ſchwarz⸗weiß⸗rot gehißt wurde , proteſtiert hat .

Hat er das nicht gemacht , ſo hat er kein Recht ,

hier etwas zu ſagen , wenn wir die Behauptung

aufſtellen , daß die Kirche politiſch rechts gerich —

ete Kreiſe unterſtützt .

Noch ein Fall aus ganz allerneueſter Zeit .

Es tut mir leid , daß ich ſolche Sachen vorbringen

muß in Abweſenheit des Kirchenpräſidenten ,

aber der Kirchenpräſident iſt ja nur der heraus⸗

geſtellte Vertreter der Kirchenregierung , und ſo

kann ich dieſe Sache ſchon vorbringen . Am letz⸗

ten Himmelfahrtstag , alſo vor noch nicht drei

Wochen , wurde der Grundſtein zum Gemeinde —

haus in Gaggenau gelegt . Da war eine Feſtver⸗

ſammlung beiſammen , wobei der Herr Kirchen —

präſident als Präſident der evangeliſchen Kirche



auch anweſend war . In ſeiner Anſprache nicht

als Staatsbürger , ſondern als Vertreter der

Kirche gebrauchte er die Worte vom „ blöd —

ſinnigen Verhalten und bornierten Benehmen

der Sozialdemokratie “ l . Es wurde mir das

mündlich verſichert . Um aber ganz ſicher zu

gehen , habe ich mir die Sache noch einmal ſchrift

lich geben laſſen . Vom Kirchengemeinderat Rom —

mel aus Gaggenau , der dieſem Feſteſſen bei —

wohnte und der mir die Namen all derer auf

zählte , die ebenfalls dort anweſend waren , wurde

mir bezeugt , daß dieſe Worte gefallen ſind .

Damit hätte ich ſo eine kleine Blütenleſe ge —

geben von dem , was uns zu der Behauptung

veranlaßt , daß die evangeliſche Kirche in Baden

rechtspolitiſch eingeſtellt iſt und daß ſie dadurch

weite Kreiſe des evangeliſchen Kirchenvolkes

von ſich ſtößt , von ſich ſtoßen muß .

Ich möchte aber noch einige andere Worte ſa —

gen , und zwar möchte ich auf das zurückkommen ,

was der Herr Kirchenpräſident in ſeiner Eröff —

nungsrede geſagt hat , indem ich auch hier wieder

annehme , daß er nicht für ſeine Perſon geſpro —

chen hat , ſondern als Vertreter der evangeliſchen

Kirche . Ich weiß , daß die Mehrzahl in dieſem

Hauſe mit dem Inhalt der Rede einverſtanden

war , und zu dieſer Mehrzahl zähle ich mich in

wichtigen Punkten auch . Es wurde von manchen

Kritikern herausgeleſen , daß in den Ausführun⸗

gen des Herrn Kirchenpräſidenten , ſoweit ſie po —

lemiſcher Natur waren , die Spitzen ſich gegen
die kirchliche Bewegung des religiöſen Sozialis⸗

mus gerichtet hätten . Wenn nur feinhörige
Ohren herausfinden , gegen wen ſich eine Rede

richtet , ſo muß ich das ſchon als Fortſchritt be —

zeichnen ; denn früher war man ja von dieſer

Stelle ganz andere Worte gewöhnt . Wir vom

Volkskirchenbund der evangeliſchen Sozialiſten
können mit Freude feſtſtellen , daß theologiſche
Streitfragen in der Rede des Herrn Kirchenprä —
ſidenten nicht erörtert wurden , und das beſtätigt
uns , daß dieſe theologiſchen Fragen einem ver —

gangenen Jahrhundert angehören und nicht
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mehr wert ſind , daß man ſie in einer Kirche ſo

erörtert , daß ſich zwei Gruppen bilden : auf der

einen Seite poſitiv und auf der andern Seite li

beral . Und würden erſt poſitive Aufgaben der

Kirche geſtellt werdͤen , ſo glaube ich , daß die theo —

logiſchen Gegenſätze innerhalb der evangeliſchen

Kirche verſchwinden würden . Ich erlebe das in

meiner Vereinigung , wo die Mehrzahl der poſi⸗
tiven Richtung angehört , wo aber ich , der ich

theologiſch liberal eingeſtellt bin , noch niemals

irgendeine Schwierigkeit von jener Seite bekom

men habe .

Nun zu dem Tatſächlichen , was der Herr Kir —

chenpräſident geſagt hat . Der Herr Kirchenprä

ſident redete von der Kundgebung der Weltkir —

chen in Stockholm . Ich habe bei den Worten , die

er gebraucht hat , vermißt den Bußruf und das

Bekenntnis , das die Weltkonferenz zum Aus

druck gebracht hat , worin ſie vor Gott und der

Welt bekennt , daß ſie Verſäumniſſe begangen

habe und daß die Kirche jetzt mit Ernſt darnach

trachten müſſe , dieſe Verſäumniſſe wieder gut⸗

zumachen . Es heißt wörtlich :

„ Wir bekennen vor Gott und der Welt die

Sünden und Verſäumniſſe , deren die Kirche ſich

durch Mangel an Liebe und mitfühlendem Ver⸗

ſtändnis ſchuldig gemacht hat . Menſchen , die mit

Ernſt nach Wahrheit und Gerechtigkeit trachteten ,

haben ſich von Chriſtus ferngehalten , weil ſeine

Nachfolger ihn vor der Menſchheit ſo unvoll⸗

kommen vertreten haben . Der Ruf der gegenwär⸗

tigen Stunde an die Kirche muß deshalb ein

Bußruf ſein und doch auch ein Ruf zu einem

freudigen Neuanfang aus der unerſchöpflichen
Kraftquelle Jeſus Chriſtus . “

Das iſt ein Satz aus der Botſchaft der

Weltkonferenz . Ich habe aus den Wor⸗

ten des Herrn Kirchenpräſidenten nicht ver⸗

nommen , daß dieſer Bußruf durch ihn auf

tauſend Kanälen ins Volk hineingeleitet wer⸗

den ſoll , damit ſolche Aufrufe nicht bloß ein

Fetzen Papier bleiben . Es iſt in der Sffentlich⸗
keit vielleicht mit Recht vermerkt worden , daß

die nach Stockholm geſchickten deutſchen Vertre⸗
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ter mit ihrer rechtsgerichteten heimiſchen politi⸗

ſchen Einſtellung nach Stockholm gegangen ſind

und daß auch aus dieſer Einſtellung heraus die

kühle Beurteilung von Stockholm hier in

Deutſchland zu erklären iſt . Z. B . ſagte der Herr

Kirchenpräſident : „ Wir waren in Stockholm

nicht geneigt , uns kurzerhand dem Pazifismus

zu verſchreiben . “ Ich glaube , hier hat der Poli⸗

tiker geſprochen . Der Präſident einer Kirche

hätte ſagen ſollen : Leider konnte in Stockholm

nur über den Pazifismus geſprochen werden und

leider iſt die Frage über Krieg und Frieden

Sache der ſtaatlichen egoiſtiſchen Politik , auf die

die chriſtlichen Kirchen noch keinen beſtimmten

Einfluß ausüben können . Wenn er ſo geſprochen

hätte , dann hätte er ſich ſicher dem Aufruf der

Stockholmer Konferenz mehr genähert , der ſagt :

„ Wir bitten die Kirchen , ein Gefühl zu ha⸗

ben für die Schrecken des Krieges wie auch

für ſeine Unzulänglichkeit für die wirkliche

Löſung internationaler Streitfragen und da⸗

für zu beten und zu arbeiten , daß unter dem

Szepter des Friedensfürſten Güte und Treue

einander begegnen , Gerechtigkeit und Friede

ſich küſſen . “

Die Stockholmer Konferenz ſtellt ſich hier , wie

es ſcheint , in Gegenſatz zum deutſchen Volk und

ganz auf die Seite der Menſchen , die unter dem

Namen Pazifiſten zuſammengefaßt werden kön⸗

nen .

Noch unklarer ſcheint mir ein anderer Satz

der Rede des Herrn Kirchenpräſidenten , wenn er

ſagt : „ Eine neue Wirtſchaftsordnung hat die

Kirche nicht zu ſchaffen , wohl aber die geiſtlichen

und geiſtigen Waffen zu liefern , damit die Wirt⸗

ſchaftsordnung nicht zum Würgengel wird “ . Wir

religiöſen Sozialiſten behaupten , daß unſere

heutige privatkapitaliſtiſche Wirtſchaftsordnung
der Würgengel iſt . Was liegt unſerer heutigen

Wirtſchaft am Menſchen , mit dem es das Chri⸗

ſtentum doch allein zu tun hat ! Er mag zu⸗

grunde gehen , wenn nur der Profit abgeworfen

wird . Ein Teil der Menſchen muß neben den

o

vollen Scheunen hungern und andere ſitzen ſeit

Jahren in Löchern , aber nicht in Wohnungen ,

die nicht gebaut werden , weil der Wohnungsbau

keinen Profit abwirft ; und eine Million Betten

fehlen in Deutſchland und Hunderttauſende von

Arbeitsloſen ſtehen mit verbitterten Geſichtern

in den Straßen der Städte und der Induſtrie⸗

dörfer und warten auf den Ruf , der ihnen nütz⸗

liche Arbeit zuweiſt . Die Kirche hat der Anwalt

der Bedrückten zu ſein , wie es auch an einer an⸗

deren Stelle der Stockholmer Kundgebung zum

Ausdruck kommt , wenn es heißt :

„ Im Namen des Evangeliums haben wir

von neuem betont , daß die Induſtrie ſich nicht

gründen darf auf den bloßen Wunſch nach

perſönlichem Gewinn volkswirtſchaftlich

definiert beruht unſer heutiges Wirtſchafts⸗

ſyſtem auf Profit und Konkurrenz — ſondern

daß ſie als ein Dienſt an der Gemeinſchaft das

Eigentum als ein anvertrautes Gut anſehen

muß , für das wir Gott Rechenſchaft ſchuldig

ſind . Zuſammenarbeit muß an die Stelle

einer nur ſelbſtſüchtigen Konkurrenz treten

uſw . “

Der Herr Kirchenpräſident gibt in einem an⸗

dern Satz gewiſſermaßen uns und unſerer For⸗

derung recht , wenn er ſagt :

„ Die Kirchen haben weiterhin kein Recht

mehr zu ſchweigen , ſondern die heilige Pflicht

zu reden , das Gewiſſen zu ſchärfen , den chriſtli⸗

chen Mut zu heben , wo es gilt , Nöte zu entwur⸗

zeln , die unſerm Volk ans Lebensmark gehen . “

Wir wollen uns aber nicht — und ich glaube ,

[ der Herr Kirchenpräſident auch nicht — an ſchö⸗

nen Worten berauſchen , ſondern wir wollen un⸗

ſeren Worten einen Inhalt geben : und da nen⸗

nen Sie doch einmal die Nöte , die unſerem Volk

ans Lebensmark gehen ! Die theologiſchen Rich⸗

tungsſtreitigkeiten , wie ich ſchon geſagt habe ,

werden dann hier in der Synode verſchwinden ,

wenn Sie Probleme anrühren wie die Alkohol⸗

frage , die ja in den letzten Monaten in dem Ge⸗

meindebeſtimmungsrecht in Deutſchland viel be⸗



ſprochen wurde . So anerkennenswert es iſt

im Gegenſatz zur katholiſchen Kirche , die auf die —

ſem Gebiete verſagt hat — daß die evangeliſche
Kirche wenigſtens die Anregung hinausgegeben

hat , daß die Geiſtlichen , wenn der Wunſch aus

der Mitte der Gemeindeglieder an ſie herantritt ,

ſich um das Gemeindebeſtimmungsrecht küm⸗

mern —, aber gewiſſenſchärfend und ermutigend

war dies nicht . Oder ich brauche nur daran zu

erinnern , daß alle Klagen über Wohnungsnot

auch Klagen bleiben , wenn wir nicht an eine Re⸗

form des Bodenerwerbs herantreten und den

deutſchen Boden wieder dem deutſchen Volk ge —

ben und ihn den Händen wucheriſcher Bodenſpe —
kulanten und Terraingeſellſchaften entreißen .

Vielleicht könnte auch gerade von kirchlicher

Seite zu einem andern Problem Stellung ge —

nommen werden . Wir ſehen , wie durch die Ar —

beitsmechaniſierung die Menſchen immer mehr

Sklaven ihrer Maſchine werden , wie in der In

duſtrialiſierung und Typiſierung unſeres Le —

bens das Höchſte im Menſchen zugrunde geht ,

nämlich ſeine Seele , wenn nicht ein geſunder

Ausgleich zwiſchen Arbeit und Erholung eintritt .

Wir würden dann vom chriſtlichen Standpunkt
des Seelſorgers aus an den Achtſtundentag her —

ankommen . Vielleicht würden wir mit ſolchen
überlegungen mehr erreichen , als wenn wir

Anſprachen ins Land hinausſchicken , worin ſteht :

„ Die Kirche muß alles daran ſetzen , die Gegen —
ſätze im ſozialen und wirtſchaftlichen Leben zu
mildern und die Lage der Armen und Verarm⸗

ten erträglich zu geſtalten . “ Was Sie hier der

Kirche zumuten , das konnte die mittelaiter⸗

liche Kirche leiſten . Wir können das nicht .

Wir können mit den Mitteln und in

den Gedankengängen der Inneren Miſſion

nicht die Lage der Armen erträglich geſtal⸗
ten . Sie weiſen der Kirche zu , was Aufgabe des

Staates iſt , und Sie appellieren an unſer ſozia⸗
les Herz , das wir alle haben , das aber zu einer

tatkräftigen Hilfe nicht hinreicht , wie ſie z. B . die

heutige Arbeitsloſigkeit erfordert . Und nicht
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Almoſen bringen uns der Löſung näher , ſondern

allein produktive Arbeitsmöglichkeit . Mit dem

beſten Herzen und der ſozialſten Geſinnung
ſchaffen wir nichts , wenn wir nicht die Urſachen
der wirtſchaftlichen Not erkennen und die chriſt —

liche Ethik nicht auch in das Wirtſchaftsleben hi —

neinbringen . Das Ringen um die Seele des

Arbeiters und des Arbeiterſtandes , von dem der

Herr Kirchenpräſident ſprach , wird zu keinem be —

friedigenden Ergebnis führen , wenn mit den

alten ſeelſorgerlichen und kirchlichen Methoden

an die Arbeiterfragen herangetreten wird . Der

Arbeiter will kein Mitleid , keine Almoſen , ſon⸗

dern Kraft und Begeiſterung ſoll ihm die Kirche

geben , daß er ſeinen Befreiungskampf auch zum
Heile der Kirche und zum Heile der menſchlichen

Seele ſiegreich durchkämpft . An die Nöte der

Zeit will die Kirche mit dem politiſchen Blick des

Kleinbürgers und Bauern heran . Sich nicht

ſelbſt bewußt , wirkt die Kirche ſo politiſch , weil

ſie ſich auf Volksſchichten ſtützt , deren Größe ſchon

geſchichtlich iſt . Immer muß die Kirche von

ſeiner Schicht getragen werden . Träger der

Kirche im 20 . Jahrhundert iſt die induſtrielle

Volksſchicht in Deutſchland , der Induſtriearbei —

ter . Es wird die Aufgabe des 20 . Jahrhunderts

für die Kirche ſein — und daran arbeiten wir

evangeliſchen Sozialiſten — die Induſtriearbei⸗

terſchicht , und dazu rechne ich auch die Schicht der

Unternehmer , die ſchon jenſeits der kleinbürgerli —
chen Schicht ſteht , mit der Kirche wieder auszu⸗

ſöhnen .

Und ſo ſind wir evangeliſchen Sozialiſten der

überzeugung , daß wir an der Zukunft der evan⸗

geliſchen Kirche arbeiten , und all das Kleine und

Häßliche , das man auch in der Synode vorbrin⸗

gen muß , verſchwindet vor dieſer hohen Auf⸗

gabe . Und mit dieſer hohen Aufgabe , mit dieſem

großen Ziel werden wir noch am 11 . Juli in die

Kirchenwahl eintreten und verſuchen , das Kir⸗

chenvolk für dieſe Aufgabe zu entflammen und

zu begeiſtern im Intereſſe unſerer evangeliſchen

Kirche .
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Abgeordneter Bender : Hohe S

haben eben , ich ſtelle das mit Bedauern feſt , eine

ynode ! Wir

Wahlrede gehört , die vielleicht beſſer unmittel⸗

bar vor dem 11 . Juli als gerade hier in dieſem

Raum bei dieſem Anlaß gehalten worden wäre .

Ich bin nicht geſonnen , dem Herrn Vorredner

auf dieſen Spuren zu folgen . Ich möchte ihm

auch nicht Agitationsmaterial für weitere Wahl —

reden liefern .

Aber ich halte es doch für meine Pflicht , mich

vor die Perſon des Herrn Kirchenpräſidenten zu

ſtellen und ihn in Schutz zu nehmen gegen mehr —

fache Unterſtellungen , die ihm der Herr Vorred —

er leider gemacht hat . Wer wie ich die Ehre

hat , den Herrn Kirchenpräſidenten ſchon zwei

Jahrzehnte perſönlich näher zu kennen , der

weiß , daß in dem Herzen dieſes Mannes ein

volles Verſtändnis und ein tiefes Empfinden für

die Nöte unſeres Volkes lebt . Es iſt faſt unbe⸗

greiflich , daß hier ſo geredet werden kann , daß

der Anſchein entſteht , als wären dieſe tiefen

Empfindungen und der ehrliche Wille , an ſei —

nem Stück mitzuhelfen , einem Manne fremd , der

ſo lange das Amtskleid des evangeliſchen Pfar⸗

rers getragen hat und deſſen Eröffnungsan⸗

ſprache Zeugnis davon abgelegt hat , daß er die —

ſen Fragen mit vollem Verantwortlichkeitsbe⸗

wußtſein gegenüber tritt und klar erkannt hat ,

daß die Kirche auf dieſem Gebiete noch viel Ar —

beit zu leiſten hat . Ich möchte nach der Art , wie

dieſe Rede des Herrn Kirchenpräſidenten und

wie das , was er in Gaggenau geſagt haben ſoll ,

hier bekrittelt worden iſt , doch faſt dem Herrn

Präſidenten für die Zukunft den Rat geben , den

Herrn Abgeordneten Dietrich als Ratgeber mit

auf die Reiſe zu nehmen und ſich von ihm je —

weils das ſagen zu laſſen , was er ſagen muß

( Sehr gut ! ) , damit die Leute um den Herrn Ab⸗

georoͤneten Dietrich mit dem Herrn Kirchenprä⸗

ſidenten auch einmal wirklich und ganz zufrie⸗

den ſind . ( Bravorufe und Heiterkeit . ) Auf die

vorhin hier behandelten Einzelheiten einzu⸗ gendſten Bedeutung .
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gehen , muß ich mir aus dem

Grunde leider verſagen .

Ich ſtehe allerdings auf dem Standpunkt , daß

unſere Kirche auf einer über dem politiſchen Ta⸗

gesſtreit hocherhabenen Warte ſtehen muß ; und

ich bekenne mich entſchieden zu der Überzeugung ,

daß unſere Kirche ihre Aufgabe bei der großen

ſozialen und politiſchen Zerriſſenheit unſeres

Volkes nur dann erfüllen kann , wenn ſie wirk —

lich nach allen Seiten hin die größtmögliche Ge —

rechtigkeit und überparteilichkeit übt . Ich kann

deshalb aber dem Herrn Vorredner darin nicht

folgen , daß er aus jener Mannheimer Erklärung

angedeuteten

zur Hindenburgwahl der Kirchenleitung einen

Strick drehen will , der Kirchenleitung , der er

ſelbſt das Zeugnis geben mußte , daß ſie nicht

bloß im Verordnungsblatt , ſondern auch durch

andere Maßnahmen das ihre getan hat , um all

die Dinge abzubremſen , die im Gange waren

und die nach der Auffaſſung des Herrn Kirchen —

präſidenten die politiſche Neutralität der Kirche

nach außen hin in Zweifel ſetzen konnten .

Ich perſönlich habe zu jenen „ Unglücksraben “

gehört , die es für nötig befunden haben , ſich an

das evangeliſche Kirchenvolk zu wenden in der

Angelegenheit der Reichspräſidentenwahl , und ich

erkläre hier , daß ich auch heute noch keinen Grund

ſehe , von meiner damaligen Stellung abzurük⸗

ken . ( Sehr gut ! ) Was wir damals geſagt haben ,

war ſo klar , daß nur ein böſer Wille es miß —

deuten konnte . ( Sehr richtig ! ) Wir haben deut⸗

lich geſagt , daß wir bei unſerem damaligen Her⸗

austreten aus der Reſerve keineswegs irgend

jemand in ſeiner politiſchen überzeugung angrei⸗

fen wollten . Wir haben erklärt , daß für unſer

Empfinden jene Angelegenheiten der hohen Poli⸗

tik auch noch ganz andere Fragen berührten . Uns

Mitgliedern des Evangeliſchen Kirchengemeinde⸗

rates Mannheim ging es bei der Hindenburg⸗

wahl gar nicht bloß um politiſche Fragen , ſondern

auch um eine konfeſſionelle , evangeliſch⸗kirchliche
Angelegenheit Sehr richtig ! ) von der weittra —

Sie dürfen ihr Auge der



Ertenntnis nicht verſchließen , daß alle Fragen

politiſchen Lebens , die nicht dem rein Poli

tiſchen , dem Parteipolitiſchen im engeren un

ingehören , meiſt auch mit ſittlichen oder kirchlt

chen oder teligtöſen Fragen verquſckt ſind und

daß auch CEhriſtenmenſchen in ihrem Urteil de

küber auseinander gehen können , ob bei dieſem

Komplex von Fragen im Einzelfall 8 Folt
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Nun könnte es den Anſchein haben , als würde

unſere heutige Sitzung durch die eben gehörte

Einleitung der Ausſprache doch wieder ſtark dis —

harmoniſch verlaufen , und es möchte vielleicht

der eine oder andere der Herren Kollegen , viel —

leicht auch die Sffentlichkeit , der Anſchauung

ſein , es wäre beſſer , derartige Verhandlungen

würden nicht ſtattfinden , ſondern es würden in

der Synode lediglich Friede und Eintracht herr

ſchen . Aber ich möchte doch darauf aufmerkſam

machen , daß Friede und Eintracht keinen Wert

haben , wenn ſie Schein ſind , und ich halte es da —

her für viel richtiger , daß die Gegenſätze im Le —

ben unſeres Kirchenvolks auch hier zur Aus⸗

ſprache kommen . Ich betrachte das geradezu als

die Vorſtufe der Geſundung . Wir müſſen die

Möglichkeit haben , die verſchiedenen kirchlichen

und religiöſen Anſchauungen , die in unſerem

Volk vertreten ſind , auch hier zum Ausdruct zu

bringen . Hier iſt freilich ſo manche Rückſicht ge —

boten durch den Kreis , in dem man ſich bewegt ,

aber das iſt auf der anderen Seite für die Aus⸗

ſprache und ihren Ertrag ganz heilſam .

Ich möchte alſo nicht ſagen : es iſt bedauerlich ,

daß wir dieſe Ausſprache heute pflegen . Ob wir

nun mit dem einen oder dem andern des Aus⸗

geführten einverſtanden ſind oder nicht , das tritt

dabei in den Hintergrund . Jedenfalls wollen

wir — und das iſt es , was die Verhandlungen

zu entgiften in der Lage iſt — uns gegenſeitig

von vornherein den beſten Willen ohne weiteres

zubilligen für das , was wir tun ; wir wollen

gegenſeitig voneinander überzeugt ſein , daß wir

es tun , weil wir es tun müſſen aus unſerer

inneren Einſtellung heraus , und daß wir bereit

ſind , das auch zu vertreten vor dem allein ge —

rechten Richter .

Laſſen Sie mich nun auch zu einigem von dem

Stellung nehmen , was geſprochen worden iſt .
Es iſt die Haltung der Kirchenregierung oder

des Kirchenpräſidenten in einzelnen Fällen an⸗

gefochten worden und es iſt die Haltung der

Kirche im ganzen angefochten worden als ein⸗
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ſeitig . Ich will mich dabei auf das , was heure

zur Ausſprache gekommen iſt , das Allgemein

politiſche , beſchränken . Ich muß ſagen , daß ich

perſönlich nicht wie der Herr Vorredner die

volle überzeugung gewonnen habe , daß es der

Kirche und der Kirchenleitung in jedem Falle

gelungen iſt , den Schein zu vermeiden , als wä

ren ſie politiſch einſeitig eingeſtellt . Ich bin

aber auch der überzeugung , daß , wenn etwa der

Herr Kollege Dietrich an der Stelle oͤes Kirchen —

präſidenten ſitzen würde , es ihm wahrſcheinlich

auch nicht reſtlos gelingen würde ; und wahr —

ſcheinlich , lediglich mit gewechſelten Rollen , hät —

ten wir heute eine Rede gehört , die in dem An

klagepunkt etwa dasſelbe enthalten würde .

Menſchliche Unvollkommenheiten liegen vor .

Aber der Herr Kollege Dietrich meint natürlich

nicht lediglich die menſchlichen Unvollkommen

heiten , ſondern er meint mehr ; er meint , daß aus
dem ſtarken Verantwortungsgefühl des evan —

geliſchen Chriſten , der evangeliſchen Kirche und

des Leiters der evangeliſchen Kirche heraus dieſe

an ſich natürlichen menſchlichen Schwächen in

ſtärkerem Maße überwunden werden müßten ,

als es bisher der Fall war . Er hat bedauert , daß

nach dem klaren Standpunkt , den der Kirchen —

präſident in der letzten Synode eingenommen

hat , die Pfarrer nicht ſo ganz ſich auf dieſen Bo —

den und auf dieſe Linie eingeſtellt haben , und in⸗

ſoweit muß ich ihm doch recht geben . Vielleicht
wäre es ganz gut , wenn die Sffentlichkeit auch
etwas davon erfahren würde , daß dann die be —

treffenden Pfarrer in gebührender Weiſe zu —

rechtgeſtutzt worden ſind ; ſonſt wird das eintre —

ten , daß der eine oder der andere Pfarrer ſich
ſagt : „ Ach , es iſt ſeitdem ſchon das geſchehen und

es iſt jenes geſchehen , und es iſt nichts darauf
erfolgt ; alſo es ſcheint , man braucht es eben nur

einmal zu riskieren und zu machen . Iſt es ein⸗

mal geſchehen , dann ſchweigt man oben dazu . “
Und dahin darf es nicht kommen . Wenn die

Kirche und die Kirchenleitung eine klare Haltung
hat , die ſie vor der Sffentlichkeit vertreten will
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und vertreten kann , dann muß ſie jedenfalls auch

dafür ſorgen , daß das , was der Kirchenpräſident

in ſolchen für die Entwicklung unſerer Kirche

außerordentlich wichtigen Angelegenheiten als

fſtellt , ſeitens der Pfarrer auch be —

Mitglieder der

Grundſatz au

folgt wird . Auf die übrigen

Kirche hat die Kirchenleitung ja ſelbſtverſtänd —

lich nicht dieſen Einfluß , wohl aber auf die

Pfarrer .

Es iſt davon die Rede

müſſe das öffentliche Gewiſſen ſein und desl halb

müſſe die Kirche eben auch Stellung nehmen zu

Fragen , die nicht rein politiſch ſind . Ich habe

ſchon geſtern im Ausſchuß darauf aufmerkſam

gemacht , daß dies mindeſtens eine gefährliche

Einſtellung iſt , weil in dem Augenblick , wo wir

das Auch - Politiſche einmal zulaſſen , kein Halt

mehr iſt . Wenn wir es lediglich dem einzelnen

geweſen , die Kirche

in ſein Gewiſſen ſchieben zu entſcheiden , ob hier

ſittliche Fragen mit vorliegen , vielleicht die

größere Rolle ſpielen , und wenn er darnach ſich

zu entſcheiden hat , dann glaube ich nicht , daß

der Kirche gelingen wird , ihren Beſtand zu hal⸗

ten ; denn wir leben in einer übergangs⸗ , ir

einer Sturm - und Gärungsseit , die alle Mög⸗

lichkeiten für die Zukunft offen läßt . Auch

ſteht der Inhalt des „öffentlichen Gewiſſens “

keineswegs ſo abſolut feſt , daß darüber kein

Streit mehr wäre ; ſondern mit derſelben Ent⸗

ſchiedenheit , mit der der eine ſagt : „ Die Kirche

als öffentliches Gewiſſen muß ſich praktiſch ſo

und ſo einſtellen “ , ſagt der andere aus gleich

ehrlicher überzeugung , auch religiöſer überzeu —

gung heraus : „ Die Kirche als öffentliches Ge —

wiſſen hat ſich ſo und ſo einzuſtellen “ — nämlich

ganz anders — und nun ſtehen die zwei einan⸗

der gegenüber , beide berufen ſich auf das öffent⸗

liche Gewiſſen , beide auf die chriſtliche Sittlich⸗

keit .

Ich glaube , wir müſſen hier etwas vorſichtig

vorgehen . In den Beratungen , die wir in den

Ausſchüſſen gehabt haben , iſt ein hohes Maß von

Verſtändnis für die Pflicht der Kirche zur Zu⸗
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rückhaltung zum Vorſchein gekommen . Ich an⸗

erkenne das und bin dankbar dafür . Denn das

gibt mir die Gewähr , daß , wenn auch jetzt noch

nicht alles ſo iſt , wie es ſein ſollte , doch grund —

ſätzlich der richtige Standpunkt gefunden iſt ,

nämlich : die Kirche muß ſich ſtark zurückhalten .

Aber Kirche und Pfarrer ſind nicht dasſelbe .

Für den Pfarrer iſt ein noch viel ſtärkeres Maß

der Zurückhaltung nötig als für die Kirche .

( Sehr richtiglh ) Die Kirche , das Gotteshaus ,

muß freigehalten werden von allem , was auch⸗

politiſch iſt ; das Gotteshaus ſoll der Erbauung

dienen für die ganze Gemeinde und es darf nicht

dahin kommen , daß ein Teil der Gemeinde das

Gotteshaus betritt und ſich abgeſtoßen fühlt .

Der Geiſtliche , der ſich in der Kirche dieſe aller —

äußerſte Zurückhaltung auferlegen muß , iſt

838 der Kirche , wo er auch Privatmann ,

wo er auch Staatsbürger iſt , ſelbſtverſtändlich

viel freier . Und nun erhebt ſich die Frage : wie

weit darf ſich der Pfarrer außerhalb der Kirche

politiſch ſagen wir es einmal ganz

glatt heraus ! Manchen Geiſtlichen liegt die po

litiſche Betätigung überhaupt nicht , anderen

liegt ſie nach ihrer ganzen Veranlagung ſehr

ſtark . Und hier iſt nun der Punkt , wo auch im

Ausſchuß geklagt worden iſt , nämlich über zu

ſtarke Betätigung einzelner Geiſtlicher . Ich per —

ſönlich bekenne mich dazu , daß ich jegliche ſtarke

politiſche Betätigung des Geiſtlichen bedauere

und zwar aus dem Grund , weil der Geiſtliche

als Seelſorger ſeiner Gemeinde das Vertrauen

ſeiner ganzen Gemeinde genießen ſoll und weil

das unmöglich iſt , wenn er ſich politiſch exponiert .

( Sehr richtig ! ) Das iſt nicht Beſchränkung ſeiner

ſtaatsbürgerlichen Freiheit , ſondern Rückſicht auf

ſeinen Beruf Sehr richtig ! ) ; daß der Be⸗

ruf dieſe hat , das hat jeder ge —

wußt , als er ihn ergriffen hat , und dieſe Folge⸗

rung muß er in ſeinem Leben dann eben auch

ziehen . Der Geiſtliche iſt zwar politiſch frei bei

Abſtimmung , man wird ihm ſelbſtverſtänd⸗

lich auch zugeſtehen , ſich da und dort einvral auch
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politiſch zu betätigen ; aber daß der Pfarrer ſich

in einer ſo offenen Weiſe ins politiſche Leben hi —

neinſtürzt , daß er der Rufer im politiſchen Streit

iſt , das halte ich perſönlich für falſch , das halte

ich nicht für im Intereſſe der Kirche gelegen und

daher auch nicht vereinbarlich mit der Pflicht ,

die der Geiſtliche ſeiner Kirche gegenüber hat .

Aber deshalb Prozeſſe anzufangen , das iſt eine

ganz gefährliche Sache , und zwar aus dem

Grund , weil der Geiſtliche immer ſagen kann

und ich will ausdrücklich bemerken : ich rede hier

nicht etwa bloß von den Geiſtlichen , die auf der

Linken arbeiten , ſondern ebenſo auch von denen ,

die auf der Rechten arbeiten , und deren Zahl iſt

durchaus nicht kleiner weil der Geiſtliche im —

mer ſagen kann : „ Ich handle ja lediglich im

Rahmen meiner ſtaatsbürgerlichen Rechte “ , und

weil dann , wenn ſeitens der Kirchenleitung ir —

gendwie eingeſchritten wird , in der Sffentlich —

keit nicht geredet wird von den Pfarrerspflich —

ten , ſondern von den bürgerlichen Rechten , und

weil die Behörde dann gar zu leicht den kürzeren

zieht ; denn rechtlich kann die Kirchenleitung

nichts dagegen machen , es müſſen ja ſchon ſehr

kraſſe Fälle ſein , bis ſie mit Recht einſchreiten

kann . Es iſt ja tatſächlich auch ſo — ich will das

anerkennen ; wir haben das geſtern auch im

Ausſchuß feſtgeſtellt — daß ein Mann an dem

einen Orte nach der Zuſammenſetzung der Ge —

meinde als Pfarrer ganz undenkbar iſt , wäh⸗

rend er an einem anderen Orte ſehr wohl im

Segen wirken kann . Und trotzdem bitte ich , auch

dieſe Feſtſtellung nicht ins Extrem zu treiben ;
denn es gibt ſchlechterdings keine Gemeinde , die

ſo homogen wäre , daß nicht verſchiedene politiſche

Auffaſſungen in ihr vertreten wären ; und als

Pfarrer würde ich mich in meinem Gewiſſen be⸗

drückt fühlen , wenn ich mir ſagen müßte : „ Du

ſtößeſt “ und wenn es bloß drei in der Ge⸗

meinde wären , ja wenn es bloß eine einzige
Seele in der Gemeinde wäre — „ du ſtößeſt jemand
ab von der Kirche , vielleicht entfremdeſt du ſie auch
deinem Gott und ihrem Gott . “ Das iſt eine
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ſchwere Verantwortung , über die freilich der

einzelne entſcheiden muß . Die Aufſicht und das

Recht der Kirchenbehörde , zu mahnen und zu

vermahnen , anerkenne ich durchaus ; aber daun

iiſch nach allen Seiten hin des Am

tes gewaltet werden .

Bei den Sonntagsblättern iſt der Fall doch

anders . Die Sonntagsblätter ſchneiden ſich aus

dem Kirchenvolk einen beſtimmten Kreis heraus ;

will , und wer ſie

nicht will , läßt es bleiben . Alſo , ſie reden nicht

zum ganzen Kirchenvolk , ſondern ſie reden zu

ihren Abonnenten . Natürlich iſt auch bei den

Sonntagsblättern , weil es eben doch kirchliche

Blätter ſind , eine gewiſſe Zurückhaltung geboten ;

aber ich kann nicht anerkennen , daß im Soun

tagsblatt dieſelbe Zurückhaltung notwendig

wäre , wie ſie etwa im Gottesdienſt oder ſonſt

ſeitens des Pfarrers zu beobachten iſt .

Dietrich hat gemeint ,

die theologiſchen Gegenſätze ſeien heutzutage

wertlos geworden , ſie ſeien etwas abſolut Ver —

altetes ; die Gruppierung des Kirchenvolkes

brauche darauf nicht mehr zurückzugreifen , ſon —

dern habe nach anderen Geſichtspunkten zu ge —

ſchehen . Ich will gerne zugeben , daß die Grup —

pierung des Kirchenvolkes nach theologiſchen Ge —

genſätzen viel Ungutes an ſich hat . Wir haben

es leider erlebt , daß dadurch wenn ein bischen

Feuer dahinter gemacht wird eine Zerreißung
unſeres Kirchenvolkes in einem Ausmaß ſtatt —

finden kann , das wirklich nicht im Intereſſe der

Kirche und des Reiches Gottes gelegen iſt . ( Sehr

richtigh ) Aber ich kann nicht anerkennen , daß

dieſe Gegenſätze oder Unterſchiede wertlos ge —

worden oder gar ausgetilgt ſeien , ſondern hier

handelt es ſich um etwas , was dauernd ſein

wird . Dieſe Unterſchiede und Gegenſätze , die im

weſentlichen auf dem verſchiedenen Denken und

Empfinden der Menſchen beruhen , werden in

fünfzig und in hundert Jahren auch noch da ſein ;

denn ſie ſind herausgewachſen aus der Natur der

Sache ſelbſt . Und wenn ich mich frage , was an

es kann ſie abonnieren ,

Der Herr Kollege Dr .
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ihre Stelle treten ſoll , ſo muß ich ſchon geſtehen ,

daß mir das , was der Herr Kollege Dietrich an

die Stelle ſetzen möchte , nicht verlockend er —

ſcheint . Er will an die Stelle von Unterſchieden ,

die ſich aus der Sache ſelbſt ergeben , Unterſchiede

einer ganz anderen Sphäre , der

ſtammen . Gewiß ,

E

ſetzen , die aus

wirtſchaftlichen und ſozialen ,

Jwir als Chriſten haben die Pfl zu —lwirtſchaftlichen und ſozialen Fragen Stellung e
nehmen , und ich kann in einem Weiteernt
Ausmaße übrigens mit mir je falls 8
viele Herren im Hohen Hauſe dem Herrn

e in ſeinen Anſchauungen fol⸗

vir die wirtſchaftlichen und ſo⸗
Kollegen

gen ; aber wenn

zialen Unterſchi und Gegenſätze zur Grund —

lage unſerer Gruppierung nehmen würden , hät⸗

ten wir dann noch eine Vertretung einer Kirche

vor uns ? Nach meinem Empfinden nicht . Wohl

kann man mit Recht feſtſtellen , daß die theologi⸗

ſchen Gegenſätze zu allen Zeiten , vor Jahrhun⸗

derten , vor Jahrtauſenden ſchon , ein bedauerlich

hohes Maß von Leidenſchaft und Haß ausgelöſt

ſie werden es leider auch künftig

mehr iotwendig tun . Denn es iſt , ich möchte

geradezu ſagen , der Fluch der Rechtgläubigkeit ,
d. h. des Sichverſteifens auf eine beſtimmte

Form und Formulierung , daß Leidenſchaft und

Haß daraus hervorwächſt und ein Aburteilen

über die anderen . ( Sehr gut ! ) Aber wenn wir

die Gruppierung nach wirtſchaftlichen und ſoz ia⸗

len Geſichtspunkten annehmen würden , ſo habe

ich zu meinem Leidweſen muß ich es ſagen —

keineswegs die überzeugung , daß Leidenſchaft

und Haß kleiner wäre , als es bei der jetzigen

Gruppierung der Fall iſt . ( Sehr richtigl )
Der Herr Kollege Dietrich hat dann gemeint ,

die Kirche ſtütze ſich heute auf Volksſchichten ,

deren Größe geſchichtlich ſei , alſo auf ſolche , die

ſich in ihrer Bedeutung für unſer Volksganzes

eigentlich übérlebt hätten , auf Kleinbürger und

Landwirtſchaft , es müßte aber die Kirche ſich

mehr und in erſter Linie aufbauen auf Indu⸗

ſtrie und Induſtriearbeitern . Ich bin nicht der
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Meinung , daß die wirtſchaftliche Gruppierung in

unſerem Volke , wie wir ſie zur Zeit haben , eine

vorübergehende Erſcheinung iſt , die in Bälde

durch etwas anderes abgelöſt wird . Die letzten

zehn Jahre haben uns , auch wenn wir etwa vor —⸗

her dieſer Meinung geweſen wären , deutlich

zeigen
Wumnen, daß das Heil wirklich nicht ein⸗

fach in der Induſtrialiſierung unſeres Volkes

liegt . Und wir als Kirche haben in dieſer Rich —

tung überhaupt nicht zu ſchieben , ſondern wir

haben die Verhältniſſe zu nehmen , wie ſie ſind ,

denn unſere Aufgabe läuft in einer ganz ande —

ren Richtung . Wir haben alle Schichten unſeres

Volkes zu unſerer Kirche und für unſere kirch⸗

liche Arbeit heranzuziehen . Ich möchte da die

Kleinbürger und die Landwirte nicht entbehren .

Jedenfalls ſind ſie zur Zeit — da hat der Herr

Kollege Dietrich recht — im weſentlichen die

Träger unſerer Kirche . Wir werden es von gan⸗

zem Herzen und mit Freuden begrüßen , wenn

ſich die Induſtriearbeiterſchaft künftig in viel

größerem Ausmaß unſerer Kirche als tätige

M itarbeiter zur Verfügung ſtellt ( Sehr richtigl ) ,

und es ſoll kein Unterſchied gemacht werden ; der

Induſtriearbeiter ſoll uns als Bruder ebenſo —

lieb ſein wie der Kleinbürger und der Landwirt .

Wir werden uns freuen , wenn es gelingt , auf

kirchlichem Gebiet eine größere Geſchloſſenheit

unſeres Volkes zu erreichen , als ſie zur Zeit auf

wirtſchaftlichem und ſozialem vorhanden iſt . Man

kann nicht erwarten , daß , wenn ſolche ſchwere

Gegenſätze politiſcher , wirtſchaftlicher und ſozia⸗

ler Art wie gegenwärtig beſtehen , ſie nicht auch

in die Kirche hineinreichen . Wir wollen aber

dieſe Gegenſätze nicht vertiefen , ſondern mit

vollem Bewußtſein wollen wir an der Ausſöh⸗

nung arbeiten . Das iſt übrigens ja , wie ich per⸗

ſönlich weiß und wie er es auch ſchon öfters aus⸗

geſprochen hat , auch die aufrichtige Abſicht unſe⸗

res Kollegen Dietrich . Lediglich unſere Auffaſ⸗

ſungen über die Wege , die wir einſchlagen wol⸗

len , gehen auseinander .
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Herr Kollege Dietrich hat die Meinung aus

geſprochen , daß wir in der Kirche für die Kir —

chenleitung zuviel Geld ausgeben . Ich bedaure ,

ihm da nicht folgen zu können . Ich bin im

Augenblick nicht orientiert , ob beim Kultusmi⸗

niſterium , das er angeführt hat , der Miniſter in

ſeiner Berechnung mit eingeſchloſſen iſt . ( Wird

bejaht . ) Ich kann nicht finden , daß wir in un⸗

ſerer Kirchenbehörde und ich kenne den Dienſt

in ihr einigermaßen zuviel Beamte hätten ,

auch gerade zuviel obere Beamte hätten , ſodaß

wir davon irgendjemand entbehren könnten .

Auch hier darf man nicht einfach Staat und

Kirche über einen Leiſten ſchlagen . Es muß bei

uns ſehr viel perſönlicher und einzelner gear —

beitet werden , als das im Staatsbetrieb der Fall

iſt . Ich muß im Gegenteil das unterſtreichen ,

was der Herr Berichterſtatter geſagt hat hinſicht —

lich der einen Stelle , die durch einen Zufall , durch

ein überſehen einmal nicht aufgeführt war und

deshalb als abgebaut betrachtet wurde . Die

Stelle iſt damals nicht abgebaut geweſen , ſon —

dern ſie war nicht beſetzt , und wir hoffen ſehr ,

daß auch der Staat dies einſehen wird . Ich

muß alſo das Gegenteil von dem behaupten ,
was der Herr Kollege Dietrich geſagt hat . Ich

habe die frühere Kirchenregierung und Kirchen —

leitung beobachtet und die jetzige , und ich kann

nicht feſtſtellen , daß die Arbeit jetzt etwa rei —

bungsloſer vor ſich ginge als früher . Vor allem

ſcheint mir mancher Mißſtand damit zuſammen⸗

zuhängen , daß wir jetzt zwar drei theologiſche
Mitglieder des Oberkirchenrats haben , daß aber

eines dieſer Mitglieder gleichzeitig Kirchenpräſi —
dent iſt und daß dem Kirchenpräſidenten , weil

er gleichzeitig ein Oberkirchenratsreſpiziat hat ,

weder für die Arbeit als Kirchenpräſident , noch

für die als Reſpizient ſoviel Zeit zur Verfügung
ſteht , wie das früher der Fall war und nach mei⸗

ner Meinung wünſchenswert wäre . Mein Ur⸗

teil geht alſo gerade in umgekehrter Richtung :
wir haben an der Spitze unſerer Landeskirche

nicht zuviel leitende Beamte , ſondern eher iſt der
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Beweis erbracht , daß wir ſeinerzeit ihre Zahl

zu ſtark beſchränkt haben .

Nun hat der Herr Kollege Dietrich das

möchte ich zum Schluß noch ſagen einen Aus⸗

ſpruch getan , der ja etwas Wahres an ſich hat ,
aber doch in der Abgeriſſenheit , wie er getan
wurde , nach meiner Meinung gründlich falſch
iſt . Nämlich er hat geſprochen von dem Wider —
willen aller Schichten der Bevölkerung gegen die
Kirchenſteuer . Tatſache iſt , daß wir als Kirche
unſere Aufgaben nur haben durchführen können
und auch in der Zukunft nur werden durchfüh —
ren können unter einer recht erheblichen ja
wir wollen mehr ſagen : unter einer ſehr ſtarken

Anſpannung der Steuerkraft unſerer Kirchen —
genoſſen . Das iſt wahr . Und es iſt auch wahr ,

die Steigerung der Kirchenſteuer zuſammen
fällt mit einer Steigerung der übrigen ſteuer
lichen Belaſtung und ganz beſonders auch mit
der wirtſchaftlichen Depreſſion . Daß da die Kir⸗
chenſteuer nicht angenehm empfunden wird , iſt

ganz gewiß . Aber auf der anderen Seite möchte
ich ſagen und das ſoll aus unſerer Synode
auch hinausklingen Wir ſind unſerem Kir⸗
chenvolk von Herzen dankbar , daß es die Kirchen —
ſteuerlaſt bisher getragen hat und gewiß auch
bereit iſt , ſie weiter zu tragen . Woher kommt
das ? Ich ſehe die Urſache nicht einfach in einer
Gewohnheit , obgleich nicht geleugnet werden ſoll ,
daß die Gewohnheit ſehr viel ausmacht . Aber
manche Beobachtung ſpricht dafür , daß hier
mehr als nur Gewohnheit zu Grunde liegt . So
mancher hat früher das Wort , „ der Menſch tebt
nicht vom Brot allein , ſondern von einem jegli⸗
chen Wort , das durch den Mund Gottes geht “ ,
nicht ganz erfaßt , weil er nie eine Not wirklich
kennen gelernt hatte . Nun aber haben wir
Deutſche die Not in ſchrecklicher Form ich will

nicht ſagen : in der allerſchrecklichſten Form ; denn
das würde bedeuten , daß der Kriegsſchauplatz
bei uns geweſen wäre — kennen gelernt , und
das Vertrauen auf das Irdiſche iſt doch bei un —

endlich vielen Leuten in hohem Maße erſchüttert
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worden . In dieſem Stücke haben wir hier im⸗

merhin etwas gelernt . Ja , man ſieht , man

ſpürt : die überzeugung baut ſich auf , daß der

Menſch nicht nur eine irdiſche Heimat hat und

daß das Reich Gottes nicht eine imaginäre Größe

iſt ; und wenn auch nur ahnend und hoffend , ſo

kommt dieſes Bewußtſein doch ſtark zur Gel —

tung . Das iſt , glaube ich , letzten Endes der

Grund , daß unſere Kirchengenoſſen in der brei⸗

ten Maſſe bereit ſind , auch wenn es ihnen ſehr

ſchwer fällt , ihre ſteuerliche Pflicht gegenüber

der Kirche zu erfüllen . Man kommt mehr und

mehr zu der Erkenntnis , daß es ſich wirklich für

den einzelnen wie für das Volk lohnt , wenn es

wieder aufſtehen will , nicht nur an Eſſen und

Trinken und das Außerliche zu denken , ſondern

an das Reich Gottes , wo Gerechtigkeit , Friede

und Freude iſt im Heiligen Geiſt .

Abgeordneter D. Bauer : Geſtatten Sie mir

noch einige kurze Worte .

Ich werde nicht eingehen auf die „ Fälle “ , von

denen geredet wurde , alſo keinen Blick in die

Vergangenheit werfen . Ich will auch nicht auf

die großen Probleme eingehen , die genannt wor⸗

den ſind . Ich fürchte , wir bekämen ein national⸗

ökonomiſches Konzil , deſſen Ende morgen abend

nicht vorauszuſehen wäre .

Die ganze Debatte war ein Beiſpiel dafür ,

wie eng verquickt die Verhältniſſe ſind und wie

wenig möglich es iſt , einfach zu ſagen : „ hier iſt

kirchlich und hier iſt nationalökonomiſch “ und

„ hier iſt kirchlich und hier iſt politiſch “ . Ich

komme eben vom Evangeliſch⸗ - ſozialen Kongreß

in Saarbrücken her und kann nur ſagen , daß ich

durch den trefflichen Vortrag und die höchſt in⸗

tereſſante Diskuſſion aufs neue den Eindruck

gewonnen habe : ich werde über Eigengeſetzlich —
keit des Wirtſchaftlichen und über die ethiſchen

Einwirkungen auf dasſelbe nie ein Wort ſpre⸗

chen ; denn ich habe geſehen , das iſt ſo unendlich

ſchwierig , daß mehr dazu gehört , als nur eine

oberflächliche Einſicht in die Verhältniſſe .

Nun geſtatten Sie mir aber als einem , der

den Beruf hat , von Einzelheiten wegzugehen zu

dem Allgemeinen , und den Beruf hat , aus der

Vergangenheit gewiſſe Schlüſſe zu ziehen für das ,

was das Ziel iſt , für unſere kirchliche Zukunft

geſtatten Sie mir als einem , der von ſich in

dieſer Beziehung , glaube ich , ſagen darf , daß er

dieſe eine Linie ſtreng verfolgt hat , geſtatten

Sie mir , daß ich auf einen Punkt aufmerkſam

mache ; er iſt zwar ſchon genannt worden , ich

möchte ihn aber noch in einer etwas anderen

Weiſe betonen . Ich ſtehe auf dem Standpunkt ,

—

daß die evangeliſchen Pfarrer nicht bloß ein

evangeliſches Gewiſſen haben und haben ſollen .

Ich habe mich außerordentlich über die Rußerung

des Herrn Abgeordneten Bender gefreut und

ich werde , da ich nicht von der Vergangenheit ,

ſondern von der Zukunft rede , vielleicht auch ſpä⸗

ter noch Gelegenheit haben , mit Freude auf die

Außerung zurückzukommen — daß das Gewiſſen

des einzelnen und ſeine überzeugung das Recht

hat der Entſcheidung . Aber hier handelt es ſich

doch nicht bloß um den Chriſten , ſondern es han⸗

delt ſich um den Pfarrer und den Theologen

( Sehr richtig ! ) , und da kommen noch andere Ge —

ſichtspunkte in Betracht . Es kommt der Geſichts —

punkt in Betracht , daß man kein Geſetz geben

kann . Durchaus damit einverſtanden ! Wir wollen

weder vonſeiten einer kirchlichen Behörde noch

vonſeiten irgend einer ſyſtematiſchen oder prak⸗

tiſchen Theologie ein Geſetz geben . Das iſt un⸗

möglich . Aber ein Geſetz gibt es und dieſes Ge⸗

ſetz iſt ganz klar : daß man ſich ſagen muß : im

Zweifelsfall werde ich als Pfarrer notwendig

vor die Frage geſtellt , eher dem Gegner entge —

genzukommen ( Sehr richtig ! ) und mir zu ſagen :

im Intereſſe meines Amtes liegt es , hier unter

Umſtänden ſtill zu ſein und das Wort nicht zu

ergreifen . Dieſe Linie habe ich immer verfolgt ,

und deswegen habe ich es immer für einen Feh⸗

ler gehalten , daß es politiſche Pfarrer gibt , und

habe es immer für einen Fehler gehalten , daß

es politiſche Oberkirchenräte gegeben hat , immer



für einen Fehler gehalten nicht wegen ihrer Po —
litik — die iſt mir ganz gleichgültig —auch nicht

deswegen , weil zwei Gebiete vermiſcht worden

ſind die laſſen ſich unter Umſtänden gar nicht

trennen — ſondern deswegen , weil für den Ver —

treter des geiſtlichen Umtes die Hauptſache iſt , zu

fragen : wird hier das Intereſſe des Evange —

liums und der Predigt vom Reiche Gottés ver —

nachläſſigt oder geſtört , wenn ich in dieſer oder

jener Weiſe auftrete ? Das iſt die Hauptfrage

für ihn . Und wenn ich nun ſehe , wie hier die

einen für dies eintreten und die anderen für

jenes , ſo haben wir nicht bloß die Gegenſätze

unter den Geiſtlichen , ſondern wir haben die

Gegenſätze in der Gemeinde , und das iſt das

Schlimmſte ; wir haben nicht bloß die religiöſen

Gegenſätze , ſondern auch die politiſchen Gegen —

ſätze . Das wäre kein Schaden , wenn die politi⸗
ſchen Gegenſätze nicht dazu führen würden , daß

eben nachher auch das Vertrauen zu der religiö —

ſen Predigt und zur Verkündung des Evan⸗

geliums durch den Pfarrer nachlaſſen würde .

Das iſt der große Fehler . Und nun , meine lie —

ben Herren Brüder unter den Theologen , wol —

len wir doch die Vergangenheit begraben ſein
laſſen , wollen wir doch vielleicht das eine mit —

nehmen , daß es für die Zukunft — es können

wieder andere Fälle kommen das Richtigere
wäre , daß die Pfarrer — ich will keine Adreſſe
angeben , ob rechts oder links ; das richtet ſich
durchaus nicht an irgendeine Parteiz ; diejenigen ,
die mich kennen , wiſſen ganz genau , daß ich die

Verhältniſſe auf der anderen Seite ebenſo

mißbilligt habe — wollen wir doch vielleicht das

mitnehmen , daß es richtiger wäre , daß die Pfar⸗
rer abſolute Zurückhaltung durchführen . Ich

glaube , ein gewiſſes Recht liegt darin , daß man

ſich auf das zarte Gewiſſen beruft , das zarte Ge⸗

wiſſen , indem man ſagt : die Rückſicht auf die an⸗

deren iſt hier das Maßgebende .

Nun laſſen Sie mich ſchließen mit einer Er⸗

innerung . Sie muß nur angewendet werden im

richtigen Sinn . Mein Vater hat den Grundſatz
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befolgt : Meine Söhne in der Schule beſtrafe ich

am ſtrengſten , damit niemand denken kann , ich

würde da etwa Ungerechtigkeit walten laſſen .

Und wenn ich das anwende , habe ich mir immer

geſagt : Habe ich politiſch eine beſtimmte Anſicht ,

dann muß ich , wenn ich öffentlich auftreten will ,

in meinem Amt als Theologe Zurückhaltung

üben , gerade deswegen , weil man von vornher

ein den Gedanken hat : er tut es deswegen , weil

er die und die politiſche Anſicht hat . Und dort

liegt der Fehler , und es wäre manches vermie —

den worden , und mancher , von der oberſten

Stelle herunter bis zu der niederſten , hätte ſich

geſagt : ich will lieber nichts ſagen , weil die Leute

glauben , daß ich das tue nicht aus Gerechtig —

keitsgefühl , ſondern aus meiner politiſchen An

ſicht heraus . Dort liegt der Fehler . Alſo könn

ten wir doch vielleicht als Reſultat der ganzen

Erörterung mitnehmen : wir wollen in der Zu

kunft ich wende mich da nicht nach links und

nicht nach rechts ; ich glaube , das wird auch von

allen Seiten des Hauſes angenommen werden

ohne Unterſchied der Richtung wir wollen den

Nachdruck darauf legen , daß der Pfarrer in ſei —

ner Gemeinde kein politiſcher Pfarrer ſein ſoll .

Abgeordneter Krämer : Hohe Synode ! Nur

ein paar Worte ! Mir ſcheint , daß ein großer

Teil der vielen Worte in der Rede des Herrn

Abgeordneten Dietrich eine viel größere Ver —

quickung von Kirche und Politik darſtellt als all

das gute Wirken der Pfarrer und die Rede des

Herrn Kirchenpräſidenten . ( Sehr richtig ! ) Mit

mir ſind wohl viele unter uns der Meinung ,

daß es vor allem darauf ankommt , daß das

Evangelium von Chriſtus rein , klar und lauter

unſerem Volk ohne Anſehen der Perſon , nach
oben oder unten , verkündigt wird . Das braucht

unſer Volk , das erwartet unſer Volk und das

iſt unſerem Volk zum Segen .

Abgeordneter Herrmann : Herr Dr . Dietrich

hat mich perſönlich angeſprochen und eine Ant⸗

wort von mir erwartet , die ich ihm hiermit geben

will . Er hat einen Satz aus einem Artikel ver⸗
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leſen , den ich geſchrieben habe . Ich hätte ge⸗

wünſcht , daß er den ganzen Zuſammenhang ver⸗

leſen hätte . Aber ich erkläre , daß ich heute noch

zu dieſem Satz ſtehe , und zwar aus folgendem

Grund : Das Flugblatt , das er auch mitunter⸗

ſchrieben hat , enthält den Satz : „ Die politiſche

Rechte mißbraucht die evangeliſchen Kanzeln

und Kirchenblätter zur ————
die

evangeliſchen Kanzeln ohne jede Einſchränkurg .

Ich habe dieſen Satz als eine W8 De⸗

nunziation und Herabwürdigung unſerer Kirche

bezeichnet und bezeichne ſie heute noch ſo . Ich

fordere Herrn Dr . Dietrich auf zu beweiſen , wo

die evangeliſchen Kanzeln zur Wahlpropaganda

mißbraucht worden ſind . Ich habe in dieſem er —

wähnten Artikel geſchrieben : Wenn nun öffent⸗

lich geſagt wird , Kanzeln werden mißbraucht —

nicht katholiſche Kanzeln , nein evangeliſche Kan —

zeln werden mißbraucht zur Wahlpropagan⸗

da , ſo wirkt das nach außen hin , gewollt oder

ungewollt , als eine Herabwürdigung unſerer

evangeliſchen eee da wird die Sffentlichkeit

darauf hingewieſen , es wird mit dem Finger da —

rauf hingedeutet : das ſind Pfarrer , die ihr Amt

10

Es kommt noch ein Perſönliches hinzu :

Rur ſind am Wahltag hier vor der

Stadtkirche unmittelbar nach meiner Predigt

verteilt worden ; ſie ſind ebenſo , wie mir geſagt

worden iſt , vor der Lutherkirche verteilt wor —

den . Dieſe Verteilung kann doch nur ſo gedeu —

tet werden : Hier in der Stadtkirche iſt einer , der

die Kanzel zu politiſchen Zwecken mißbraucht

hat . Ich bitte nochmals , Herr Dietrich , mir 3

ſagen , ob ich jemals meine Kanzel zu politiſcher

Propaganda mißbraucht habe . Wenn der Herr

Dr . Dietrich heute noch dieſen Satz aufrecht er —

hält , dann bedauere ich , von dem , was ich geſchrie⸗

ben habe , nichts zurücknehmen zu können . Wenn

er heute noch ſagt , daß die evangeliſchen Kan —

zeln zu Wahlpropaganda mißbraucht werden

oder mißbraucht worden ſind , ſo möge er erſt .

Dieſe

E —4

dieſen Satz beweiſen , ehe er mir zumutet , etwas

zurückzunehmen .

Zu dem , was über die allgemeine politiſche

Tätigkeit der Geiſtlichen geſagt worden iſt ,

möchte ich nur ſagen , daß darüber unter uns

wohl volle übereinſtimmung herrſcht , daß wir

heute mehr als je uns von politiſcher Tätigkeit

fernzuhalten haben und nichts anderes zu ver —

kündigen haben auf der Kanzel — und ich gehe

noch weiter und ſage : auch im öffentlichen Auf —

treten —, als was unſeres Aieen iſt , nämlich

das Wort Gottes ; und es ſcheint mir , daß wir

uns gerade in dieſem Punkt 56 tzlich unter⸗

ſcheiden von dem Volkskirchenbund neuerer

Richtung , von dem Volkskircheubund evangeli —

ſcher Sozialiſten .

Ich möchte nun auf die Schlußworte des

Herrn Dr . Dietrich noch mit einem Wort ein —

gehen . Er hat von der Not geſprochen , unter

der unſer Volk zu leiden hat , von der Woh —

nungsnot , von der Arbeitsnot . Verehrte Her —

ren und Brüder ! Ich kenne dieſe Not auch und

lerne ſie täglich aus meiner Gemeindearbeit

kennen und ich glaube , wir kennen ſie alle . Es

ſcheint mir aber doch : wenn es uns allen ehr⸗

lich darum zu tun iſt , dieſer Not abzuhelfen ,

dann ſollten wir nicht in dieſem Ton zueinander

reden , wie er vorhin angeſchlagen worden iſt

( Sehr richtigl ) , nicht in einem Ton , der das , was

die Kirche , das , was die Innere Miſſion bisher

getan hat , bekrittelt . Ich bin gar nicht empfind⸗

lich , ich halte es für notwendig , daß auch einmal

ein Wort ſcharfer Kritik , ein Wort der Buße an

unſere Kirche gerichtet wird . Wir haben noch

längſt nicht das Gebot der Liebe erfüllt . Wir

müſſen uns immer wieder vor den Ernſt der

Forderung hinſtellen , daß wir die Wahrheit zu

ſagen haben nach allen Seiten , auch , und na⸗

mentlich heute , der ungeheueren dämoniſchen

Macht des Mammonismus gegenüber . Das

müſſen wir uns immer wieder ſagen laſſen und

wollen wir uns gerne ſagen . Aber wenn es uns

allen ehrlich darum zu tun iſt , der Not wirklich

7
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abzuhelfen , dann wollen wir nicht einander be —

kritteln , ſondern wir wollen einander die Hände

reichen und den ehrlichen Willen des Bruders

anerkennen , der Not unſeres Volkes mit abzu —

helfen , ſo gut wir es mit den Mitteln , die un —

ſerer Kirche gegeben ſind , vermögen . Unſerer

Kirche iſt das Mittel gegeben , das allein allen

Not abhelfen kann , nämlich das Evangelium von

der Gnade und Liebe unſeres Gottes .

Abgeordneter D. Dr . Frommel : Hohe Synode !

Bei Beginn der Debatte konnte man vielleicht

mit einer gewiſſen Angſtlichkeit ihrem Verlauf

entgegenſehen und es iſt eine Freude , daß dieſe

Bedenklichkeit zerſtreut wurde und daß ſich

eigentlich doch eine ſehr weitgehende Überein —⸗

ſtimmung gezeigt hat . Es iſt vielleicht recht gut ,

daß einmal dieſe Fragen hier im Schoß der Syn —

ode erörtert worden ſind und daß gerade anläß⸗

lich der wirtſchaftlichen Belange eben nicht das

Wirtſchaftliche unſer Intereſſe ſo in Anſpruch

genommen hat , ſondern dieſes Sachliche , das

jetzt ſo außerordentlich im Vordergrund unſerer

ganzen kirchlichen Arbeit ſteht .

Ich darf aber doch ein Wort aus der Rede des

Herrn Dietrich herausgreifen , ein Wort , in

dem er die alten Mittel der Kirche , vielleicht

nicht abſichtlich und nicht ſo durchdacht , aber

ſcheinbar etwas wegwerfend behandelt hat , als

ob dieſe heute eigentlich nicht mehr die frühere

Zugkraft hätten .

Die Mittel der Kirche ſind Predigt , Seelſorge
und Unterricht . Ich möchte behaupten , daß ge —⸗

rade dieſe Mittel und nur dieſe Mittel auch in

den Fragen , die uns hier bewegen , für die Zu⸗

kunft Hilfe ſchaffen können . Denn was iſt die

Kirche ? Es wurde heute die Antwort gegeben :

die Kirche iſt das Gewiſſen des Volkes oder ſoll

das Gewiſſen des Volkes ſein . Gewiſſen heißt :

Weckruf , Kritik , Bemängelung deſſen , was ver⸗

kehrt iſt , Aufruf zur Tat . Aber was vermöchte

denn unſere Kirche , wenn nur dieſes und wenn

ihr nicht die Kräfte gegeben wären , nun auch

den Schaden an der Wurzel zu faſſen ? Es ſind
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das die ewigen Gottes - und die Chriſtuskräfte .

wie ſie uns im Neuen Teſtament gegeben ſind ;

und dieſe Kräfte meiner Aafthn *

litiſch - ſozialiſtiſche 8 in 16 Kirche hi⸗

neingewirkt werden ; nicht dadurch , daß ſich

Pfarrer oder Kirche zu einem ſozialiſtiſchen Pro —

gramm bekennen , ſondern lediglich dadurch , daß

die Kirche den alten Weg geht der Predigt , der

Seelſorge und des Unterrichts . Ich habe in mei⸗

ner Jugend in den neunziger Jahren außeror —

dentlich ſtarke Eindrücke , die durch mein ganzes

Leben durchgehalten haben , empfangen durch den

Beſuch der Evangeliſch - ſozialen Kongreſſe , oͤurch

die Tätigkeit von Stöcker und von Naumann .

Das iſt ein Kapital , das mir durch das ganze

Leben außerordentlich wertvoll geweſen und ge —

blieben iſt . Ich möchte nur wünſchen , daß unſere

heutige theologiſche Jugend und unſer theologi —

ſcher Nachwuchs auch wieder eine ſolche außer —

ordentlich ſtarke Beeindruckung erfahren möchte ,
wie wir ſie durch jene Männer erfahren haben .

Es waren unvergleichliche Eindrücke , die man

damals in Frankfurt auf dem Evangeliſch - ſo —

zialen Kongreß durch das Zuſammenwirken von

Männern wie Krämer , Stöcker , Naumann , Har —

nack , empfangen hat , die gemeinſchaftlich an die

Rampe traten und ſich zu einem evangeliſch - ⸗ſo⸗

zialen Programm bekannt haben ; und wer das

erlebt hat mit jugendlichem Herzen , hat es nie

verloren und wird es nicht verlieren . Durch und

durch ſozial in einem gewiſſen Sinn : evan⸗

geliſch - ſozialiſtiſch ( wenn Sie das richtig ver —

ſtehen wollen ) — habe ich mein ganzes Leben

empfunden und werde ich bis zu meinem letzten

Augenblick empfinden . Aber ich bin durch meine

Erfahrung , durch mein Amt immer mehr dahin

gekommen einzuſehen , daß das , was vorhin

mein Kollege Bauer geſagt hat , richtig iſt : daß

die Dinge viel zu ſchwierig , viel zu kompliziert

ſind , als daß wir Pfarrer die Kraft , Zeit , Fähig⸗

keit , Möglichkeit hätten , dieſe unendlich kompli⸗

zierten Fragen des wirtſchaftlichen Lebens , des
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ſozialen Lebens wirklich als Fachleute zu beur⸗

teilen . Ich würde mir heute nicht erlauben , über

die Fragen Privatwirtſchaft , Kapitalismus , Un⸗

ternehmertum oder Sozialismus ein endgülti⸗

ges Wort zu ſagen . Aber ich bin allerdings

heute durchaus überzeugt davon , daß das Evan⸗

gelium in ſeiner neuteſtamentlichen Faſſung

zwar nicht den Sozialismus im ſozialdemokra⸗

tiſchen Sinn , wohl aber eine ſoziale oder auch

wenn man ſo will ſozialiſtiſche Geſinnung ,

d. h. eine ſolche Geſinnung fordert , die den Bru⸗

der als Bruder anerkennt und alles tut , um es

ihm zu ermöglichen , daß er wirklich ein Glied

des Reiches Gottes werden kann . Wenn man

von dieſem Gedanken durchdrungen iſt und die

aft für dieſe Dinge im Evangelium , in dem

Chriſtus iſt , findet und gefunden hat , dann hat

man als Pfarrer , meine ich, doch reichliche Ge —

legenheit , das in der Predigt auszuwirken . Eine

evangeliſche Predigt kann ich mir , möge ſie po⸗

ſitiv oder liberal ſein , gar nicht anders denken ,

als durch und durch von dem ſozialen Geiſt des

Evangeliums durchdrungen . Jeder evangeliſche

Pfarrer wird immer wieder die Forderung rich⸗

ten und aufrichten : „ Was hülfe es dem Men⸗

ſchen , wenn er die ganze Welt gewönne und

nähme doch Schaden an ſeiner Seele ? “ und die

andere Forderung , daß er dem Bruder der Bru —

der zu ſein hat um Chriſti und Gottes willen .

Das iſt gar nicht anders möglich . Je kräftiger

und mächtiger dieſe Predigt erſchallt , umſomehr

wird die Kirche ihre ſoziale Aufgabe , Gewiſſen

des Volkes zu ſein , erfüllen .

Genau dasſelbe gilt vom Unterricht . Wir

können nur dadurch hoffen , eine andere Geſin⸗

nung zu erziehen , als ſie vielfach in kapitaliſti⸗

ſchen Kreiſen vorhanden iſt , daß wir ein Zen⸗

trum des Verantwortungsgefühls vor Gott und

vor den Menſchen wieder in die Jugend hinein⸗

pflanzen , daß wir die Jugend heranziehen zu der

Erkenntnis , daß ſie das ihr gewordene , ohne

ihre Arbeit geſchaffene Kapital als ein ihr an⸗

vertrautes Gut anzuſehen hat , nicht als ein Gut ,

GV„*K
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mit dem ſie ſchalten und walten kann , wie ſie

will .

Und dann die Seelſorge , wo wir den Men —⸗

ſchen gegenübertreten , um ihnen brüderlich zu

helfen . Es gibt kein Mittel , ſtärker ſozial zu

wirken , als durch die Seelſorge . Was fehlt , ſind

nur die Perſonen . Wir müßten viel mehr Per —

ſonen haben , um die Chriſtus⸗ und Gotteskräfte

in dieſe entchriſtlichte , furchtbar entchriſtlichte

Welt hineinzuleiten ; und es würde ganz zwei⸗

fellos von innen heraus , aus der inneren Kraft ,

der Gottes - und Chriſtuskraft heraus das Neue

der Sozialismus entſtehen , ſei es in dieſer

oder jener Form , den wir brauchen und der uns

heute fehlt .

Darum bin ich der Meinung — und ich

ſchließe mich darin meinem Vorredner an — daß

wir verlangen müſſen , daß unſere Geiſtlichen

zwar durch und durch ſozial ſind nach dem gro⸗

ßen Geſichtspunkt des Evangeliums , daß ſie ſich

aber der Politik enthalten ; denn eine politiſche

Betätigung des Pfarrers , das iſt gar keine

Frage , ruft immer den Gegenſatz eines Teils

der Gemeinde hervor .

Meine Damen und Herren ! Als vor einem

Jahre die Frage der Reichspräſidentſchaft an

uns geſtellt wurde , war das gewiß für viele von

uns eine ſchwierige Entſcheidung , weil hier tat —

ſächlich zwei Dinge , wie der Herr Abgeordnete

Bender richtig geſagt hat , miteinander kollidier⸗

ten . Dieſe Präſidentenwahl war eben nicht uur

eine rein politiſche Angelegenheit . In dem Mo⸗

ment , wo der Name Marx auf der Bildfläche er⸗

ſchien , bin ich aufs tiefſte erſchrocken ; denn ich

habe mir ſofort geſagt : mag es ſich politiſch ver⸗

halten , wie es will , hier kann ich als evangeli⸗

ſcher Pfarrer nicht mit . Hier kam das konfeſſio⸗

nelle Moment , und es iſt gar keine Frage , baß

dieſe Wahl durchaus ein konfeſſionelles Geſicht

hatte . Das muß man berückſichtigen . Wenn da

Entgleiſungen vorgekommen ſind , kann man das

bedauern ; aber man darf daraus nicht eine Ver⸗

allgemeinerung ſchaffen und ſagen : die badiſche



evangeliſche Kirche iſt politiſch rechts orientiert .

Ich halte das für unrichtig und muß auf die

Worte des Herrn Kirchenpräſidenten hinweiſen ,

die uns doch wohl alle , glaube ich , hier im Hauſe

erfreut haben , daß wir hier wirklich einen kräf —

tigen ſozialen Ton , nach dem wir durch Jahre

hindurch verlangt und den wir nicht gehört

haben , voll ertönen hörten . Das iſt etwas

Schönes , und ich glaube nicht , daß man der evan —

geliſchen Kirche Badens im ganzen den Vorwurf

machen kann , ſie ſei rechtspolitiſch orientiert .

Geſtatten Sie mir noch ein Wort zu der hier

im Zuſammenhang mit den anderen Fragen ja

auch berührten Frage der theologiſchen Richtun —

gen . Sie wiſſen im ganzen meine Stellung ;

aber ganz kurz möchte ich doch das eine ſagen :

So tiefeinſchneidend die theologiſchen Fragen

ſind und ſo wenig ſie wegzudisputieren ſind

ich unterſcheide mich da von Herrn Dr . Dietrich ;

ich meine gar nicht , daß die theologiſchen Rich⸗

tungsunterſchiede belanglos ſind ſo frage ich

mich doch immer wieder , namentlich im Blick

auf die Synodalwahlen : Iſt es auf die Dauer

tragbar und möglich , daß auf dieſe Fragen , die

eine gründliche theologiſche Durchbildung er —

fordern und in ihrer Tiefe vom Volk , wenig⸗

ſtens von einem großen , vielleicht vom größten

Teil des Volkes wirklich nicht richtig beurteilt

werden können —ich glaube nicht , daß der

Großteil unſeres Volkes in der Lage iſt , der

Unterſchied zwiſchen liberal und poſitiv wirklich

in ſeiner Feinheit und Tiefe zu beurteilen und

zu durchdringen Sehr richtig ! ) — da frage ich

mich : Iſt es auf die Dauer tragbar und möglich ,

daß wir in einer Synode Parteien , große kirch⸗

liche Parteien auf dieſe Gegenſätze gründen und

aufbauen ? Ich kann Ihnen keine Löſung ſagen .

Wenn Sie mich fragen : wie denkſt du es dir ? ,

ſo kann ich keine Antwort geben . Man kann auf

ſolche Dinge nicht antworten . Es iſt kein

Mangel , wenn man es nicht kann . Die Dinge

ſind kompliziert und ſchwierig . Ich bin aller⸗

dings der Meinung , daß es auf die Dauer nicht

Kirche

die politiſchen
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möglich ſein wird , daß die Synode einer Landes⸗

kirche ſich in dieſer Weiſe abſpielt , daß die Un —

terſchiede von Rechts und Links , von Liberal und

Poſitiv zu ſolchen , oft grotesken Situationen

führen , wie wir ſie erlebt haben . Ich bin mir

des vollen Ernſtes dieſer Gegenſätze bewußt . Ich

behaupte niemals : das eine iſt gleich dem an —

dern ; aber ich meine , es muß jeder Weg began —

gen werden , der dahin führt , daß wir doch ir —

gendwie einander näherkommen und daß ge —

wiſſe , ich möchte ſagen , Härten , ſchlimme Härten ,

die für unſere Kirche untragbar ſind , allmählich

überwunden werden . Ich glaube allerdings ,

daß , wenn wir uns ſtark nach der ſozialen Seite

hin entwickeln — nicht in dem Sinne , daß die

nun fertige Programme vorlegt , aber

daß ſie die Herzen öffnet , daß ſie die theologiſche

Jugend für die ſozialen Fragen intereſſiert ,

entflammt , begeiſtert , daß ſie ein Gefühl hat für

all das , was faul und ſchlecht iſt , und aus dem

Geiſt Chriſti und Evangeliums heraus

ſtark die Stimme erhebt — ich glaube allerdings ,

daß in dieſer ſozialen Auffaſſung des Evange —

liums eine ſtarke , bindende Kraft liegt .

des

Abgeordneter Dr . Dietrich : über zwei Punkte

verlangt Herr Pfarrer Herrmann Auskunft .

Er findet es für ungerecht , daß vor ſeiner

Kirche die Wahlflugblätter verbreitet worden

ſind . Am Freitag abend in ſpäter Stunde haben

wir die Entſchließung des Mannheimer Kirchen —

gemeinderats zur Hand bekommen und unter

dieſem Eindruck haben wir das Flugblatt verfaßt

und den politiſchen Parteien übergeben . Was

Parteien damit gemacht haben ,

entzieht ſich und entzog ſich unſerer Kenntnis .

Das geht uns gar nichts an . Wir haben ihnen

die Vollmacht gegeben , das Flugblatt in Baden

zu verbreiten . So gut wie vor der Kirche des

Herrn Pfarrer Herrmann ein ſolches Flugblatt

verbreitet werden konnte , ſo gut konnte auch vor

der Kirche eines Pfarrers , der vielleicht gegen

die Mannheimer Entſchließung ſich ausgeſpro⸗



Des⸗

Un⸗

und

nen

mir

Ich

an⸗

un⸗

ir⸗

Le⸗

ten ,

lich

ngs ,

eite

die

ber

ſche

tert ,

für

dem

aus

igs

ige

8
*

nkte

Zweite Sitzung .

chen hatte , dasſelbe Flugblatt verbreitet werden .

Die Verteilung des Flugblattes lag nicht in un⸗

ſerer Hand .

Und zweitens : Wir haben den Satz wieder

unter dem Eindruck der 57 Unterſchriften ge⸗

ſchrieben , die die Mannheimer Entſchließung

haben . Herr Pfarrer Herrmann

würde ſich nicht den theologiſchen , ſondern den

philoſophiſchen Ehrendoktor der philologiſchen

Abteilung verdienen , denn ich habe ſelten eine

ſolche Wortakrobatik geſehen , wie gerade hier .

Es iſt doch einfach ſelbſtverſtändlich , daß wir ,

nachdem ſich linksgerichtete Pfarrer dagegen

ausgeſprochen hatten , daß die Kanzel zu politi⸗

ſchen Zwecken mißbraucht würde , nicht alle evan⸗

geliſchen Kanzeln meinen konnten , ſondern wir

meinten nur die Kanzeln , wo die politiſch rechts —

gerichteten Pfarrer auch wirklich die Kanzel

mißbraucht haben . Ich meine , das iſt eine ganz

einfache Sache , und ich verſtehe nicht , daß man

immer etwas hinter den Worten ſucht , was gar

nicht hinter den Worten iſt . Alſo ich erkläre

noch einmal : Wir meinten nur die Pfarrer , die

unterſchriftlich bezeugt haben , daß ſie für Hin⸗

denburg eintreten würden . Das ſind für uns

die politiſch rechtsgerichteten Pfarrer und die

haben hier unterſchriftlich beſtätigt , daß ſie für

die Wahl Hindenburgs eintreten werden im Got⸗

tesdienſt oder nach dem Gottesdienſt , und dieſe

Pfarrer , die es wirklich getan haben , meinen wir .

Abgeordneter Schäfer : Hohe Synode ! Der

Herr Abgeordnete Dietrich hat auch den Kirchen⸗

gemeinderat in Konſtanz in die Debatte geöo⸗

gen und hat geltend gemacht , daß derſelbe in⸗

folge ſeiner deutſchnationalen Beſetzung reak⸗

tionäre Beſtrebungen verfolge und nicht die nö⸗

tige Unparteilichkeit auch dem republikaniſch ge⸗

ſinnten Volk gegenüber wahre . Ich muß er⸗

klären , daß der Herr Abgeordnete Dietrich auch

nicht den geringſten Beweis für einen derarti⸗

gen Vorwurf erbracht hat . Er hat ſich lediglich

darauf berufen , daß am letzten Pfingſtſonntag ,

als der ſchwarz⸗rot⸗goldene Bannertag in Kon⸗

gutgeheißen
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ſtanz ſtattfand , auf der Kirche nicht geflaggt ge⸗

weſen ſei , während bei einem früheren Anlaß

einmal geflaggt worden ſei . Nun , daß jetzt nicht

geflaggt worden iſt , das iſt doch gerade das , was

die Hohe Synode wünſcht , und entſpricht doch

dem , was von allen Seiten ausgeſprochen wird ,

daß in keiner Weiſe irgend eine Stellung zu po⸗

litiſchen Fragen eingenommen werden ſoll ( Sehr

richtig ! ) , daß alſo auch , wenn ein politiſcher Tag ,

wie der ſchwarz⸗rot - goldene Bannertag in Kon⸗

ſftanz ſtattfindet , die Kirche ſich vollſtändig neu⸗

tral verhalten ſoll .

Und wenn er nun davon ſprichr , es ſei in

einem früheren Fall ſchwarz - weiß - rot geflaggt

worden , ſo iſt das allerdings geſchehen . Ich be⸗

tone : es iſt nicht geſchehen gerade auf Anord⸗

nung des Kirchengemeinderats hin , aber es iſt

geſchehen , und zwar iſt es an dem Tag geſchehen ,

an dem die Gefallenen geehrt wurden , an dem

Tag , an welchem die Kirchengemeinde Konſtanz

eine Tafel für ihre Helden des Weltkrieges ein⸗

geweiht hat ; und dieſe Helden des Weltkrieges

ſind gefallen nicht unter ſchwarz - rot⸗goldener

Fahne , ſondern ſie ſind gefallen unter der

ſchwarz - weiß⸗roten Fahne und deswegen hat

auch die Kirche entſchieden das Recht gehabt , an

dieſem Tag , der beſtimmt war zur Ehrung der

Helden des Weltkrieges , auch die ſchwarz - weiß⸗
roten Fahnen auf ihrem Kirchturm zu entfal⸗

teu . Die Art der Ehrung der Gefallenen ſtellt

nicht im geringſten eine politiſche Betätigung

dar ( Zuruf des Abgeordneten Frey . ) ; das hat

mit Politik gar nichts zu tun gehabt , ſondern es

hat lediglich mit der Ehrung der Gefallenen zu

tun gehabt .

Dann hat der Herr Abgeordnete Dietrich mir

perſönlich Vorhalt gemacht , daß ich in der Kom⸗

miſſionsſitzung das Verhalten und zwar das

politiſche Verhalten des Pfarrers Eckert in

Meersburg in die Debatte gezogen habe . Ich

habe ſchon in der Kommiſſion geſagt und wieder⸗

hole das hier ; die Tatſache , daß Pfarrer Eckert

ſozialdemokratiſch geſinnt iſt und daß er ſich



—

öffentlich bekennt als einen Mann , der auf der

äußerſten Linken der Sozialdemokratie ſteht ,

wäre für mich nicht ein Grund zu einem An⸗

griff geweſen . Ich hätte auch noch über die

Tatſache hinweggeſehen , daß Pfarrer Eckert in

Meersburg in öffentlichen Parteiverſammlun —

gen dieſen ſeinen ſozialdemokratiſchen Stand —

punkt betont . Was ich dem Pfarrer Eckert vor —

werfe , das iſt die Art und Weiſe , wie er dieſe

Politik betreibt , und ich habe geſtern in der

Kommiſſion als Beiſpiel ſeines Verhaltens di :

Tatſache angeführt , daß er in einer Verſamm⸗

lung aufgetreten iſt , zu welcher die Verſamm⸗

lungsleitung eingeladen hatte mit einem Auf⸗

ruf , welcher die Fürſten als Plünderer , Räuber

und mit ähnlichen Ausdrücken bezeichnete . Ich

möchte darauf hinweiſen , daß das ein Verhalten

iſt , das unter allen Umſtänden eines evangeli⸗

ſchen Pfarrers unwürdig iſt Sehr richtig ! ) ;
denn damit hat er auch in ſeine eigene Gemeinde

in einer Weiſe eine Spaltung hineingetragen ,

ſo daß jedenfalls für einen großen Teil dieſer

Gemeinde Pfarrer Eckert als Pfarrer abſotut

untragbar iſt . ( Sehr richtig ! lh ) Bedenken Sie

doch : Es handelt ſich bei Meersburg um eine

Nachbargemeinde der Mainau ! Bedenken Sie ,

daß in dieſer Nachbargemeinde die Leute unun⸗

terbrochen Zeugen geweſen ſind des ungeheuren

Segens , welcher von dieſer Mainau ausgegan⸗

gen iſt , namentlich zu der Zeit , als noch unſere

hochſelige Großherzogin Luiſe lebte und ſie ihre

caritative Tätigkeit ausübte . Wenn man nun

dieſen Leuten gegenüber davon ſpricht , daß dieſe
Mainau nichts anderes iſt als ein Diebesgut
und Räubergut , das dem Volk abgepreßt wor⸗

den iſt und das jetzt beſeitigt werden muß , dann

können Sie ſich nicht darüber wundern , wenn

ich ſage , daß ſich jedenfalls ein großer Teil der

Gemeinde weigert , noch in die Kirche eines Man⸗

nes zu gehen , der ſich derartig vergangen hat

und derartig gegen chriſtliche Ethik und das Ge⸗

fühl des Anſtandes verſtoßen hat .
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Ein des Abgeordneten D. Klein

wird angenommen

Bei der folgenden Abſtimmung wird Abſchnitt
1a à der Ausgaben der Regiekaſſe des Evang .

Oberkirchenrats mit allen gegen die Stimmen

der Abgeordneten Dr . Dietrich , Löw und Rohde ,
die Abſchnitte 1a 6, 1b , 2 bis 8 der Ausgaben

einſtimmig angenommen .

Zu Abſchnitt 1 der Einnahmen der Regiekaſſe
führt Präſident D. Dr . Keller aus :

Wenn ſich hier niemand zum Wort meldet ,

darf ich den Dank der evangeliſchen Landeskirche

dem Staate gegenüber ausſprechen für ſeine tä⸗

tige Mithilfe , die er uns durch allerlei Leiſtun⸗

gen gewährt . Wir danken aufs herzlichſte für

dieſe Intereſſennahme , die jedes Jahr aufs neue

in die Tat umgeſetzt wird , und wir knüpfen da⸗

ran die Hoffnung , daß wir auch in der Zukunft

dasſelbe Entgegenkommen bei all den großen

Arbeiten , die uns Tag für Tag aufs neue auf

die Schulter gelegt werden , erfahren dürfen . Wir

bitten den Herrn Regierungsrat Aſal , als Ver⸗

treter der Regierung , unſerem Dank und unſe⸗

rer Hoffung an geeigneter Stel

geben .

Die Abſchnitte 2 bis 5 der Einnahmen und

Ausdruck zu

ſchließlich der geſamte Voranſchlag der Regie⸗

kaſſe werden darnach einſtimmig angenommen .

Auf eine zweite Abſtimmung wird verzichtet .

Oberkirchenrat Dr . Doerr : Hochverehrte Damen

und Herren ! Der Herr Abgeordnete Dr . Dietrich

hat beanſtandet , daß der Aufwand für die Zen⸗

tralverwaltung der evangeliſchen Landeskirche

zu hoch ſei . Wir werden ſelbſtverſtändlich dieſe

Beanſtandung prüfen . Ich darf aber darauf hin⸗

weiſen , daß die Beſoldungsgrundſätze ſür die

Beamten des Oberkirchenrats in der Verfaſſung

ſelbſt gegeben ſind . Es iſt in § 126 der Kirchen⸗
verfaſſung vorgeſchrieben , daß auf die Beſoldung
der Mitglieder und Beamten des Oberkirchen —
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rats die für die Miniſterien geltenden Grund⸗

ſätze Anwendung finden ſollen . Der Kirchen⸗

präſident , die Mitglieder des Oberkirchenrats und

die übrigen Beamten , ſoweit ſie nicht als ſoge⸗

nannte gemeinſchaftliche Beamte anzuſehen ſind ,

erhalten ihren Grundgehalt , Wohnungsgeld uſw .

genau nach den gleichen Vorſchriften wie die

ſtaatlichen Beamten . Es iſt dies ausdrücklich in

dem Geſetz über die Beſoldung der kirchlichen Be —

amten geſagt . Wenn alſo eine Anderung eintre —

ten ſoll , ſo iſt zunächſt notwendig , daß die Geſetz⸗

gebung auf dieſem Gebiet eine Anderung erfährt .

Zu dem Vorwurf , daß die geiſtliche Leitung

der Kirche auf politiſchem Gebiet nicht neutral

ihres Amtes gewaltet habe , wird der Herr Prä⸗

lat noch Stellung nehmen .

Ich will zur Reichspräſidentenwahl nur ſo⸗

viel ſagen , daß wir im Oberkirchenrat am Tage

vor der Wahl ſofort , nachdem uns bekannt ge —

worden war , daß Mannheimer Geiſtliche einen

Aufruf an ihre Kollegen im Lande haben er⸗

gehen laſſen , an alle Geiſtliche , von denen uns

bekannt war , daß ſie der Unternehmung freund⸗

lich gegenüberſtanden , eine Eilverfügung hin⸗

ausgegeben haben des Inhalts , daß ſie ſich je⸗

der öffentlichen Stellungnahme zur Reichspräſi⸗

dentenwahl im Gottesdienſt enthalten müßten .

Im übrigen wird niemand mehr als der Herr

Kirchenpräſident ſelbſt bedauern , daß er Ihnen

heute hier nicht Rede und Antwort ſtehen kann .

Daß die ſteuerliche Belaſtung des Kirchen⸗

volkes eine ganz erhebliche , faſt nicht zu tragen

iſt , macht auch der Kirchenregierung ſchwere

Sorge . Sie bedauert außerordentlich , daß es ihr

nicht möglich war , Ihnen in dieſem Jahr eine

Senkung des Steuerfußes vorzuſchlagen . Sie

hofft , daß das Kirchenvolk die Belaſtung , die

ihm jetzt nochmals zugemutet wird , gern⸗ auf

ſich nimmt , und ſie erachtet es für ihre Pflicht ,

von dieſer Stelle aus dem Kirchenvolk herzlichen

Dank zu ſagen für die ſtarken finanziellen Opfer ,

die es in den letzten beiden Jahren der Landes⸗
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kirche gebracht hat . Im Jahre 1924 , als zum er⸗

ſten Mal wieder Steuern auf Goldgrundlage

erhoben wurden , ſind 53 ) des Steuerſolls er⸗

füllt worden , im Jahre 1925 70 %. Aus dieſen

Ziffern erſehen Sie , daß trotz der Ungunſt der

wirtſchaftlichen Lage das Kirchenvolk ſein

Außerſtes tut , um ſeine Fflicht gegenüber der

Kirche zu erfüllen , und wir hoffen , daß wir auch

im kommenden Jahr die gleiche Erfahrung ma⸗

chen dürſen .

Prälat Kühlewein : Hohe Synode ! Ich möchte

Sie nicht in der Geſchäftsordnung und Weiter —

führung der Verhandlungen lange aufhalten ;

ich fühle mich aber doch verpflichtet , ein paar

Worte zu den Ausführungen hinzuzufügen , die

gemacht worden ſind .

Ich bedauere vor allen Dingen , daß der Herr

Präſident ſelber verhindert iſt . Er hätte anf

vieles , was vorgeworfen wurde , allein eine rich —

tige , rechte und voll zutreffende Antwort geben

können . Vor allen Dingen möchte ich betonen ,

und ſeſtſtellen : Wir ſtehen im Oberkirchenrat

nach wie vor und heute mit voller Entſchieden —

heit auf dem Erlaß , der damals im November

des Jahres 1924 hinausgegangen iſt und der den

Inhalt hat , daß die Kanzeln und die Gotteshäu⸗

ſer von aller Politik freizubleiben haben . Dieſen

Grundſatz , der damals aufgeſtellt wurde , ſuchen

wir vollſtändig unparteiiſch nach allen Seiten hin

feſtzuhalten .

Es ſind nun vom Herrn Abgeordneten Diet⸗

rich eine ganze Reihe von Fällen mit Namen

aufgeführt worden , die zum Teil vollſtändig un⸗

kontrollierbar ſind . Wir können nur auf ſolche

Fälle eingehen , von denen wir ganz Beſtimmtes

wiſſen . Wir können uns nicht auf jede Zeitungs⸗

ente einlaſſen und auf jedes Gerücht , das hier

geht . Eine Reihe von den Fällen , die ich mir hier

notiert habe , die der Herr Abgeordnete Dietrich

angeführt hat , ſcheinen mir vollſtändig in der

Luft zu hängen . Ich glaube kaum , daß da irgend

etwas dran iſt . Wenn es heißt , daß ein Pfarrer

die Kanzel zu politiſchen Zwecken mißbraucht



habe , ſo können wir , wenn uns da nicht eine

ganz beſtimmte Tatſache angegeben wird , damit

nichts anfangen . Ich möchte aber ganz kurz auf

ein paar Fälle zurückkommen .

Der Mannheimer Fall iſt ja verſchiedentlich

berührt worden . Der Kirchenregierung , der

Kirchenleitung kommt dabei garkeinerlei Ver —

antwortung zu . Denn der Herr Kirchenpräſident

hat ausdrücklich jede Behandlung der Sache im

Gottesdienſt in der Kirche nach Mannheim hin

verboten . Wenn es trotzdem da und dort ge —

geſchehen iſt , ſo fällt jedenfalls die Verantwor —

tung dafür nicht auf die Kirchenleitung und am

allerwenigſten auf den Herrn Kirchenpräſiden —

ten , dem es in jeder Beziehung damit Ernſt iſt .

Ich möchte betonen , daß wir in der letzten Zeit

viel öfter nach rechts hin haben eingreifen müſ

ſen , als nach links hin , d. h. gegen einen vermut —

lichen oder etwaigen Mißbrauch der Kanzel , der

auf der rechten Seite ausgeübt wurde , als nach

links hin . Wir haben z. B . einen der volkskirch⸗

lichen Geiſtlichen , der in der äußerſt hervorra —

genden und aufregenden Weiſe agitiert , in

einer durchaus milden und zurückhaltenden

Weiſe behandelt . Wir hätten vielleicht bisher

auf Grund unſeres Erlaſſes von damals und

auf Grund der einmütigen Stimmung der Syn⸗

ode noch mehr Grund gehabt , dort einzugreiſen ,

haben uns aber der äußerſten Zurückhaltung in

dieſer Beziehung befleißigt . Dagegen haben

wir in anderen Fällen ſcharf zugegriffen , ſoweit

das möglich war .

Es wurde auch der Fall Neulußheim erwähnt .

Dieſer Fall iſt noch nicht erledigt , er ſchwebt noch ;
da ſind ja Verhandlungen zwiſchen dem Mini⸗

ſterium und dem Oberkirchenrat . Alſo der Fall
kann noch nicht als erledigt angeſehen werden .

Wir haben aber den dortigen Geiſtlichen wieder⸗

holt und dringend ermahnt , ſich zurückzuhalten

und in keiner Weiſe in politiſcher Beziehung

hervortreten zu wollen .

Was den Fall Buggingen betrifft , ſo iſt er ja

ſchon vom Herrn Abgeordneten Bender hervor —
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gehoben worden . Er iſt aber ein bezeichnendes

Beiſpiel dafür , wie ſchwierig eben die Dinge oft

zu behandeln ſind . Wir haben von dem Bug —

ginger Fall erſt nachträglich gehört . Es ging ſo —

fort die Anfrage dorthin , wie es damit ſtehe , und

unmittelbar darauf auch die Rüge dieſes Falles

an den betr . Geiſtlichen , der das getan hat . Wir

haben aber die ganze Sache nicht vor der Sffent —

lichkeit behandelt , ſondern wollten ſie ſeelſorger
lich behandeln , und wir ſind überhaupt der Mei

nung , daß dieſe Dinge nicht eigentlich für die

Sffentlichkeit geeignet ſind . ( Sehr richtig ! ) Es

wurde von einem der Herren Redner ich

glaube , es war der Herr Abgeordnete D. Frey

hervorgehoben , es ſollten die Verfügungen und

Entſcheidungen der Sffentlichkeit hinausgegeb

werden . Ich halte das nicht für richtig . Es

eft ſo überaus ſchwierige Fälle , wo man auch mit

Gewiſſensüberzeugunger wie ja heute vie⸗

derholt hervorgehoben worden iſt rechnen

muß , daß dieſe Dinge meiner Anſicht nach ſeel

ſorgerlich behandelt werden müſſen ; und das

verſuchen wir , ſo gut es geht . Daß es nicht in

allen Fällen gelingt , das gebe ich zu . Ich weiß

auch , daß die Wellen in dieſer Beziehung he

78tage ſo hoch gehen , daß man nicht alles mache

kann und es auch nicht immer ſo erledigen A
wie es vielleicht wünſchenswert wäre .

Ich möchte auch noch auf das zurückkommen ,

was der Herr Abgeordnete Dietrich über die Be —

merkungen des Herrn Kirchenpräſidenten in Gag —

genau geſagt hat . Ich glaube , das kann ich mit

Beſtimmtheit ſagen , daß das grundfalſch iſt , daß

er eine derartige Bemerkung nicht gemacht hat .

yvrE

8 ſind

Was dann die Ausführungen des Herrn Kir —

chenpräſidenten in ſeiner Einleitungsrede betrifft ,

ſo muß ich auch auf einige Punkte ganz kurz zu⸗

rückkommen .

Ich glaube , es hat doch wohl kaum jemand in

der Hohen Synode die Empfindung gehabt , daß

die Ausführungen des Herrn Kirchenpräſidenten

ſich gegen die volkskirchliche Bewegung gerichtet
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haben . Das iſt doch vollſtändig ausgeſchloſſen

Wenn man die Ausführungen hört , ſo kann man

ja manches auch in einem Lichte anſehen , das nicht

bleibt , wenn man die Sache genau betrachtet und

im Zuſammenhang lieſt . Es liegt ihm und liegt

uns im Oberkirchenrat vollſtändig fern , gegen die

volkskirchliche Bewegung etwas unternehmen

oder ſie verhindern zu wollen . Das möchte ich

auch hier ausdrücklich erklären .

Vermißt wurde an den Ausführungen der

Bußruf , die ſoziale Botſchaft des Stockholmer

Konzils . Ja , verehrte Freunde , ich muß da doch

ſagen : Wenn Sie den Beibericht geleſen haben

zu dem Bericht , auf den wir ja morgen zu ſpre —

hen kommen werden , ſo müſſen Sie doch ſelbſt

zugeben , daß da ganz klar und deutlich Stellung

dazu genommen worden iſt und daß wir aus⸗

drücklich betont haben , wir ſtellen uns voll und

ganz auf den Boden dieſer Botſchaft . Wir haben

ja bedauert , daß dieſe Botſchaft in der Preſſe und

zwar gerade der ſozialdemokratiſchen Preſſe nicht

mehr zu Geltung gekommen iſt ( Sehr richtig ! ) ,

daß ſie da vielfach eigentlich verſchwiegen , ja man

hat faſt den Eindruck : unterdrückt worden iſt .

Aus welchen Gründen , das möchte ich hier nicht

beurteilen . Aber jedenfalls bedauern wir das ;

denn wir ſtehen durchaus auf dieſem Grund und

wir haben in dem Beibericht ausdrücklich geſagt :

dieſe Erkenntnis , wie ſie in der Botſchaft der

Konferenz zum Ausdruck kommt , kann keine

Kirche mehr mit gutem Gewiſſen von ſich fern —

halten ; ſie bedeutet eine Aufgabe — vielmehr die

vornehmſte — in unſerer Zeit , in deren Erfül —

lung ſie alle ihre Kraft ſetzen muß im Namen und

Sinn deſſen , den die Liebe zu allen Menſchen bis

ans Kreuz getrieben hat . Ich glaube , da iſt klar

ausgeſprochen , daß wir uns in vollem Umfang

auf dieſe Botſchaft ſtellen und daß wir darum auch

den Bußruf an unſere Kirche , der darin zum

Ausdruck kommt , voll und ganz teilen . Daß man

in einer Eröffnungsrede nicht alles ſagen kann ,

das werden Sie doch wohl auch zugeben müſſen .

Es iſt eigenartig , daß gerade diejenigen Ausfüh⸗

rungen der Eröffnung

präſidenten , die nun al in hervorragenden

Maße waren , von dem Herrn Abgeordneten Diet —

rich abgetan wurden als „ ſchöne Worte “ , die er

machte . Da muß man doch ſagen , das iſt doch

eine gewiſſe Ungerechtigkeit , wenn man nun ſagt :

hier ſind ſchöne Worte gemacht , während auf der

anderen Seite verlangt wird , die Kirchenleitung

ſoll dazu Stellung nehmen , ſie ſoll ſich öffentli

dazu äußern . Nimmt ſie Stellung , dann hei

es : es ſind „ ſchöne Worte “ . Gewiß , ich weiß dae
auch : mit Worten iſt nichts ausgerichtet . Deshalb
bin ich auch der Meinung , daß wir mit allen un⸗

ſeren Worten , mit unſeren Diskuſſionen ſo we⸗

nig wie mit unſeren Abſtimmungen in unſerer

Synode die ſoziale Frage löſen ; ſondern wir kön⸗

nen nur das Unſere dazu tun . Deshalb haben

wir uns von Seite des Oberkirchenrats auch im

Bericht auf den Boden geſtellt : die Kirche hat

unbedingt die Aufgabe , nach allen Richtungen hin

die Wahrheit des Evangeliums zu vertreten mit

voller mannhafter überzeugung , nach links und

nach rechts ( Sehr richtig ! ) , nach der einen wie

nach der anderen Seite hin , und ſie hat die Kräfte

des Evangeliums geltend zu machen und zu ver —

treten und damit unſer ganzes Volk , ſo gut es

geht , zu durchdringen . Das iſt ja die Aufgabe , die

unſere Geiſtlichen vor allen Dingen haben . Ich

möchte das auch an dieſer Stelle im Zuſammen⸗

hang mit dieſen Erörterungen nochmals hervor⸗

heben und herzlich darum bitten , daß unſere

Geiſtlichen ſich von dieſem ſozialen Geiſt durch⸗

dringen laſſen und daß ſie ſich ſtets als die Ver⸗

treter , als die freudigen Bekenner des Evange —

liums verhalten in allen Stücken und in allen

ihren Amtshandlungen , des Evangeliums , das

uns die Liebe predigt und zur Aufgabe macht , die

Liebe deſſen , der uns geliebt hat . Wenn die

Kräfte dieſes Evangeliums hindurchdringen ,
dann tragen wir wenigſtens von der Kirche aus

etwas mit zur Löſung dieſer allerſchwierigſten

Frage bei , die uns doch allen ohne Unterſchied

am Herzen liegt .

de des Herrn Kirchen —

ſoz

be



Präſident D. Dr . Keller :

Wünſcht noch jemand das Wort ? Das iſt nicht

der Fall . Wir fahren in den Verhandlungen

weiter .

Ich bitte den Landeskirchenſteuervoranſchlag

zur Hand
Rer

nehmen . Ich rufe abſchnittsmäßig

auf und bitte , wenn ſich jemand zum Wort mel

den Wil. es beim zu tun . Erhebt ſich

kein Widerſpruch ,
ſo

erkläre ich von vornherein ,

daß ich den betr . 5 ſchnitt als einſtimmig ange

nommen betrachte .

Beim Aufruf des Abſchnitts A meldet ſich nie⸗

mand zum Wort , zu Abſchnitt B

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Zu B

Abſchnitt 6du6ß auf Seite 5 liegt eine

gemeinſchaftliche Eingabe der Herren Rech —

tungsrat Keller und Reviſionsinſpektor Oſter

um Reaktivierung vor . Die Geſuchſteller ,

die Herren Keller und Oſter , waren Be⸗

amte der Oberreviſſion des Oberkirchenrats ,

ſie wurden auf 1. Auguſt 1924 infolge Einſtel⸗

lung der Reviſionstätigkeit in den einſtweiligen

Ruheſtand verſetzt ; ſeither werden ſie bei der Stif —

tungenverwaltung Karlsruhe zur Erledigung

anderer Dienſtgeſchäfte aushilfsweiſe beſchäftigt
und beziehen mit Ruhegehalt und Vergütung
einen ihrem früheren Gehalt entſprechenden Be —

trag . Die Beamten wünſchen mit Rüchſicht hier⸗

auf eine Rücküberführung ins aktive Beamren⸗

verhältnis , damit ſie an den regelmäßigen Ge —

haltszulagen teilnehmen können .

Die Prüfung der Verhältniſſe hat ergeben ,

daß dem Geſuch aus verſchiedenen Gründen in

der gewünſchten Form nicht ſtattgegeben werden

kann . Jedenfalls können ihre Stellen in den

vorliegenden Voranſchlag nicht eingeſtellt wer⸗

den . Eine inzwiſchen erſchienene Novelle zum

Beſoldungsſperrgeſetz ermöglicht jedoch die Ge—⸗

währung der erdienten Zulagen während der

Dauer ihrer Weiterverwendung .

Der Finanzausſchuß beantragt daher :
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Hohe Synode wolle das Geſuch dem Ober⸗

kirchenrat im Sinne der Weitergewährung

der Zulagen empfehlend überweiſen .

Der Antrag wird einſtimmig angenommen ,

ebenſo der Abſchnitt B.

Es folgt Aufruf des Abſchnitts C.

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Zum

Abſchnitt 18 Bezüge der außerplanmäßigen un⸗

ſtändigen Geiſtlichen liegt eine Eingabe des

Pfarrvereins wegen anderer Regelung der Be

züge der unſtändigen Geiſtlichen vor . Über dieſe

Eingabe kann , wie ſich aus den Verhandlungen

über ſie ergeben hat , ohne nähere Feſtſtellung

und Beſchaffung von Unterlagen nicht entſchie —

den werden . Der Finanzausſchuß beantragt da

her :

Die Landesſynode wolle die Eingabe der

unſtändigen Geiſtlichen wegen Regelung

ihrer Dienſtbezüge der Kirchenregierung

überweiſen mit der Bitte , der nächſten Synode

eine vergleichende Darſtellung vorzulegen ,

die der Synode eine Entſcheidung ermöglicht .

Der Antrag des Finanzausſchuſſes wird ohne

Wortmeldung einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Zu

Abſchnitt 26b , Guttatsweiſe Unterſtützungen für

Pfarrwitwen und - Waiſen liegt eine weitere

Eingabe des Pfarrvereins wegen beſſerer Ge —

ſtaltung der Verhältniſſe der Pfarrwaiſen vor .

Dieſer Eingabe und ihrer Begründung hat der

Finanzausſchuß volles Verſtändnis entgegenge —

bracht . Er wünſcht , daß die tieftraurige Lage

dieſer Waiſen durch möglichſte Gewährung von

Unterſtützungen gebeſſert wird . Die Kirchenre —

gierung hat in Erkenntnis dieſer Notwendig⸗

keit in den Voranſchlag Mittel hierfür eingeſtellt .

Der Finanzausſchuß beantragt daher :

Hohe Synode wolle die Eingabe dem Ober⸗

kirchenrat empfehlend überweiſen .

Abgeordneter Pfarrer Renner : Hohe Syn⸗

ode ! Geſtatten Sie mir als dem Vertreter des

badiſchen Pfarrſtandes einige Worte zu dem

jetzt abgeſchloſſenen Abſchnitt .
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Wir alle wiſſen , daß die Gehaltsverhältniſſe

eiſtlichen ſich in der Anglei —

die 8 teten Staats⸗

icher Vorbildung . Wenn bis

zum heutigen Tage das nicht in vollem Umfang

hat geſchehen können , ſo würdigen wir die

Gründe , die dafür vorliegen , durchaus und ſehen

insbeſondere ein , daß wir bei der bedrängten

wirtſchaftlichen Lage , in der ſich unſere Landes —⸗

kirche befindet , davon Abſtand nehmen müſſen ,

Forderungen durchzuſetzen , die auf das letzte

Ziel dieſer Angleichung hinausgreifen , und wir

ſtellen mit Dank feſt , was bisher geſchehen iſt ,

Villen und die Abſicht , den

evangeliſchen Geiſt —

2und anerkennen den

berechtigten Wünſch

lichen immer in dem Umfang entgegenzukom —

en de

men , wie ſie es erwarten dürfen .

Wenn beſonders die Eingabe für die unſtän⸗

digen Geiſtlichen nicht hat verbeſchieden werden

können , ſo iſt das ebenfalls aus den beſonderen

Umſtänden und aus den Erwägungen heraus ,

die innerhalb der Kommiſſion gepflogen wor —

den ſind , verſtändlich . rotzdem möchten wir

namens des Pfarrvereins der Hoffnung Aus —

druck geben , daß es möglich ſein wird , dieſen

Wünſchen Rechnung zu tragen , umſomehr wenn

vonſeiten der unſtändigen Geiſtlichen zum

Ausdruck gebracht wird , daß ſie dieſe Angleichung

mit allen Konſequenzen zu tragen gewillt ſind .

iſ
—
2

Beſonderen Dank aber möchte ich hier öffent —

lich ſagen für unſere Pfarrwaiſen , die — das iſt

ja allgemein anerkannt — der Fürſorge dring —

lich bedürfen und oft noch dringlicher , als es bei

ihrer Beſcheidenheit an die Sffentlichkeit getre —

ten iſt , ſo dringlich , daß niemand weiß , unter

velchen Entbehrungen und Entſagungen ſie ihre

Tage geſchleppt haben oft ins hohe Alter hinein .

Umſomehr werden ſie danken und dankbewegt

hören , was nun hier ihnen zuliebe beſchloſſen

worden iſt . Gerade auch das möchte ich betonen :

Unſere Landeskirche tut für die Pfarrwaiſen

mehr als jede andere und darf ſich rühmen , da

in vorderſter Linie , ja an der Spitze zu ſtehen

in ſolcher ſozialer T

die aus dem Pfarrſtan

keit für ihre Armſten ,

ch da ſind und der Ve

ſorgung harren . So ſei das Letzte , was ich in
dieſem Augenblick ſagen möchte , ein aufrichtiger ,

ein herzlicher Dank für das , was hier geſchehen

iſt und geſchehen ſoll .

Der Antrag des Finanzausſchuſſes und ebenſo

Abſchnitt C werden mit allen Stimmen ange⸗

nommen .

Darnach
7125

die einzelnen Abſchnitte der

Einnahmen aufgerufen . Zu Abſchnitt 4 bemerkt

Abgeordn Seitz : Ich bin ſehr erfreut da —

rüber , daß der Verfaſſungsausſchuß beantragt ,
an den Oberkirchenrat ein Erſuchen dahingehend

zu richten , daß die kraſſen Unterſchiede , die ſich

in den Dotationen der ei n Gemeinden er⸗

geben , beſeitigt werden .

ein Beiſpiel erwähnen ! Es iſt für einen Dekan

eine ſehr prekäre Sache , wenn er in ſolch eine

junge Gemeinde kommt und nun Klagen über

Klagen hören muß : „ Die Dotation , die wir ge⸗

leiſtet haben , können wir ſchlechterdings nicht

mehr tragen “ . Ich erinnere da an die Gemeinde

Breiſach . Breiſach iſt kurz vor dem Krieg Kir —

chengemeinde geworden und ſie konnte bei ihren

damaligen Verhältniſſen ohne weiteres das

Diaſporaverhältnis aufgeben und ihren Wunſch

perfekt werden laſſen , Kirchengemeinde zu wer —

den mit all 3 410 die daran geknüpft ſind .

Sie hatte
5075

ls einen Beitrag von 800 % zu

zahlen . 700 %½/ örm chte ihr die Mitbenützung der

Kirche das Militär ein , 100 %/ und noch et⸗

was mehr brachte noch das Militäropfer — um

es kurz auszudrücken — ſodaß ſie durch die Do⸗

tation keinerlei Laſten hatte . Es kam der Krieg ,

es kam die Beſeitigung der Garniſon — und die

800 % Dotation ſoll die Gemeinde noch weiter

tragen . Wenn die Gemeinde Breiſach gewußt

hätte , daß die Dinge eine ſolche Entwicklung

nehmen , hätte ſie nie daran gedacht , die Vorteile

einer Diaſporagenoſſenſchaft aufzugeben , und ſie

hätte ſich gerne von dem Guſtav⸗Adolf⸗Verein
weiter pflegen laſſen . So aber ſteht ſie nun vor

Laſſen Sie mich kurz

iſtſt



—

der Tatſache : Alle die Vorausſetzungen für die

Dotation ſind nicht mehr gegeben und alles iſt

auf die Ortskirchenſteuer eingeſtellt . Dabei ſind

die Einnahmen aus der Ortskirchenſteuer im

ganzen geringer geworden und die Perſonenzahl

iſt ebenfalls geringer geworden . Ich bitte alſo ,

ſolche Umſtände einer Gemeinde beſonders zu

berückſichtigen , damit ihre Verhältniſſe wieder

leidliche werden .

Oberkirchenrat Dr . Doerr : Hochverehrte Da —

men und Herren ! Die Frage der Dotationslei —

ſtungen an die Landeskirche ſeitens der Kirchen —

gemeinden iſt nicht bloß in Breiſach brennend

geworden , ſie iſt insbeſondere auch in unſeren

großen Städten brennend und die letzte Tagung
der großen Städte in Lahr hat zu einer Entſchlie —

ßung geführt , die uns augenblicklich vorliegt :

Der Oberkirchenrat möge in eine Erwägung

eintreten , inwieweit die Dotationen aufgehoven

werden können . Es handelt ſich um geſchichtlich

gewordene Dinge ; die alten Pfarreien waren

alle dotiert mit einer Pfarrpfründe , dieſen

Pfründen mußten beſtimmte Vermögensſtücke

oder Bezüge gewährt werden , aus denen dann

der Geiſtliche ſeine Beſoldung bezog . Im wei⸗

teren Gang der Dinge hat man davon abgeſehen ,

beſondere Kompetenzleiſtungen , die meiſtens in

Naturalien feſtgelegt waren , zu bedingen oder

die Schaffung von Grundſtücksvermögen vorzu —

ſchreiben ; man hat ſich damit begnügt , daß die

Kirchengemeinden ſich verpflichteten , an die

Pfarrpfründe eine Geldleiſtung zu entrichten .

In neueſter Zeit , im Lauf der letzten dreißig

Jahre , hat man von der Entrichtung an die

Pfarrpfründe abgeſehen und hat dieſe Dotations⸗

leiſtungen unmittelbar an die Landeskirche bezw .

an die Allgemeine Kirchenkaſſe abgeführt . Nun

mit einem Mal einen Strich durch dieſe Dota⸗

tionsleiſtungen zu machen , geht nicht an . Wir

werden ſehen , inwieweit den beſtehenden Härten ,
die wir durchaus anerkennen , Abhilfe geſchaffen
werden kann . Wir werden insbeſondere ſehen ,
wie den Gemeinden , die ein großes Kirchenver —
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mögen hatten , das der Inflation zum Opfer ge —

fallen iſt , jetzt eine Erleichterung gegeben werden

kann , und ich hoffe , daß wir der nächſten Synode

darüber weiteres Material und vielleicht auch

Anträge unterbreiten können .

Abgeordneter D. Frey : Der Verfaſſungsaus⸗

ſchuß hat , wie Sie von Herrn Kirchenrat Seitz ge —

hört haben , eine Entſchließung in dieſer Sache

vorzulegen . Wir wollten ſie an einer anderen

Stelle vorbringen ; da aber nun die Begründung
für die Entſchließung ſchon gegeben worden iſt ,

wird es ſich wohl empfehlen , wenn wir die Ent —

ſchließung auch gleich an dieſer Stelle erledigen .

Ich möchte Ihnen deshalb namens des Verfaſ —

ſungsausſchuſſes die Entſchließung zur Kenntnis

bringen , und zwar mit einer ganz kleinen redak —

tionellen Verbeſſerung deſſen , was uns zugegan⸗

gen iſt :

„ Die Landesſynode wolle den Oberkirchen⸗

rat erſuchen , ihr eine Vorlage zu machen , in

der Grundlinien oder Vorſchläge für eine Be⸗

ſeitigung beſtehender , allzu kraſſer Ungleich⸗

heiten der Dotationsverhältniſſe oder eine all⸗

gemeine Regelung derſelben enthalten ſind . “

Präſident D. Dr . Keller : Sie haben den Vor —

ſchlag gehört . Erhebt ſich Widerſpruch dagegen ?
— Der Antrag des Finanzausſchuſſes iſt einſtim⸗

mig angenommen .

Abgeordneter Fitzer : Als Berichterſtatter für

den Gegenſtand will ich ſagen , was Herr Frey

erklärt hat : die Sache ſoll in einem anderen

Sinn behandelt werden . Es iſt vorgegriffen

worden ; ich bin damit meiner Aufgabe entledigt .

Weitere Wortmeldungen erfolgen nicht . Der

Präſident erklärt die Einnahmeabſchnitte des

Voranſchlags und ſchließlich den ganzen Landes⸗

kirchenſteuervoranſchlag für angenommen .

Auf eine zweite Abſtimmung wird verzichtet .

Abgeordneter Bender : Es iſt im November

vorigen Jahres eine Eingabe des Verbands

Südweſtdeutſcher Induſtrieller ans Kultusmi⸗

niſterium gegangen , in der auf die außerordent⸗
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liche Höhe der badiſchen evangeliſchen Kirchen —

ſteuer hingewieſen war . Dieſe Eingabe iſt wohl

in den meiſten Tageszeitungen abgedruckt gewe —

ſen . Es wurde in den „ Evang . Kirchl . Nachrich —

ten “ vom 7. Februar eine Antwort darauf erteilt ,

die in das eine oder andere Blatt übergegangen

iſt . Vielleicht iſt ' s nicht unnötig , bei dieſer Ge —

legenheit auch einmal öffentlich zu ſagen : Daß

wir in Baden eine ſo hohe Kirchenſteuer haben ,

kommt zum guten Teil daher , daß in anderen

Ländern , z. B . Bayern , Württemberg und Preu —

zen , der evangeliſchen Kirche vom Staat in einem

ganz anderen Maß Dotationen und Beiträge

anderer Art gewährt werden , als ſie unſere ba —

diſche Landeskirche erhält . Wir bekommen , wie

Sie aus dem Etat erſehen haben , die Staatsdo⸗

tation im Betrage von 900 000 7 und die ande⸗

ren Leiſtungen , die der Staat bisher als Beitrag

zur gemeinſchaftlichen Vermögensverwaltung

bewirkt hat , im Betrag von 170000 N/ , zuſam⸗

men etwas über 1 Million . Vergleichen Sie da —

mit die Beträge , die z. B . die württembergtſche

Kirche bekommt und die ſich nach den letzten Ver⸗

öffentlichungen auf 7,07 Millionen belaufen , ſo

iſt von vornherein klar , daß dieſe Kirchen , die

zwar an ſich keinen niedereren Aufwand haben

als wir , ihn aber bei der größeren Zahl evangeli⸗

ſcher Kirchengenoſſen auf verhältnismäßig viel

zahlreichere Schultern verteilen können , ihren

Gliedern eine erheblich geringere Steuerlaſt

auferlegen müſſen als wir . So kommt es , daß

die doppelt ſo große württembergiſche Landeskirche

nur ungeſähr die Hälfte des Kirchenſteuerbetrags

zu erheben hat , den die um die Hälfte kleinere

badiſche Landeskirche erheben muß . Nach alledem

iſt es offenbar unbillig , von außergewöhnlicher

Höhe der Kirchenſteuer in Baden zu reden , ohne

im gleichen Atemzug hinzuzufügen , wie es

kommt , daß ſie bei uns in Baden größer iſt als

in anderen deutſchen Kirchen .

Oberkirthenrat Dr . Doerr : Verehrte Damen

und Herren ! Die Eingabe des Badiſchen Indu⸗

ſtrie - und Handeltags , von der der Herr Landes⸗
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kirchenrat Bender eben geſprochen hat , iſt nicht

der oberſten Kirchenbehörde zugegangen , ſon —

dern dem zuſtändigen ſtaatlichen Miniſterium .

Die oberſte Kirchenbehörde hat von der Eingabe

aus den Tageszeitungen Kenntnis genommen

und hat die Eingabe zum Anlaß genommen ,

eine Rundfrage bei den anderen deutſchen Lan —

deskirchen zu veranſtalten über die Höhe der Be —

laſtung mit Kirchenſteuer und über die Aufwen —

dungen die Leiſtungen , die der Staat an die

Kirche zur Tragung des kirchlichen Aufwandes

bewirkt . Die Erhebungen ſind in den letzten

Tagen abgeſchloſſen worden — das Material iſt

ſehr langſam eingegangen — und ich hoffe , daß

wir der nächſten Synode eine Denkſchrift über

dieſen Gegenſtand unterbreiten können .

Präſident D. Dr . Keller : Wird das Wort noch

gewünſcht ? —Es iſt nicht der Fall . Wir können

in den Verhandlungen weiterfahren .

Es liegt vor der Geſetzentwurf , die allgemei⸗

nen kirchlichen Ausgaben für das Rechnungs⸗

jahr 1. April 1926 bis 31 . März 1927 und ihre

Deckungsmittel betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Der

Finanzausſchuß beantragt : die Synode wolle

dieſen Geſetzentwurf unverändert annehmen und

damit zum Geſetz erheben .

Das Wort wird zu dem Geſetzentwurf nicht

verlangt . Die einzelnen Artikel des Geſetzent —

wurfs , ſeine überſchrift und ſchließlich der ganze

Geſetzentwurf werden ohne Widerſpruch ange —

nommen . Eine zweite Abſtimmung wird nicht

gewünſcht .

Regierungsrat Dr . Aſal : Hohe Synode ! Ge⸗

ſtatten Sie mir einige ganz kurze Worte !

Zunächſt möchte ich dem Herrn Vorſitzenden

den Dank ausſprechen für die freundlichen Be⸗

grüßungsworte , die er an die Adreſſe des Re⸗

gierungsvertreters gerichtet hat . Der Anerken⸗

nung , die er der Tätigkeit der Staatsregierung

gezollt hat , werde ich gerne dem Herrn Miniſter

gegenüber Ausdruck verleihen . Ich betrachte
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ſeine anerkennenden Worte als ein Unterpfand
für die Fortdauer der vertrauensvollen Bezieh —

ungen , die ſeit jeher in Baden zwiſchen der evan —

geliſchen Landeskirche und dem Staate beſtanden

haben . Dieſe vertrauensvollen Beziehungen

werden ja eine beſondere Rolle ſpielen bei der

Neuregelung des Verhältniſſes zwiſchen Staat

und Kirche , die in wichtigen Punkten in der näch

ſten Zeit zu treffen ſein wird , insbeſondere auf

dem Gebiete der kirchlichen e Sverwal

tung . Richtunggebend für dieſe Neugeſtaltung
ſind die Beſtimmungen der neuen Reichsverfaſ

ſung über Religion und Religionsgeſellſchaften .
Wenn man auch zugeben muß , daß dieſe 2 15mungen im allgemeinen ihrem Prinzip nach

natürlichen Ablauf der Entwicklung in dem —
hältnis zwiſchen Staat und Kirche durchaus ent —

ſprechen , ſo ſind doch die Beſtimmungen der

Reichsverfaſſung in vielen Punkten ſo unklar ,

daß ſie leider Meinungsverſchiedenheiten und

Streitigkeiten über einzelne Punkte nicht aus

ſchließen . Eines aber möge bei dieſer Auseinan

derſetzung klar erkannt und bekannt werden : daß

es ſich dabei weder auf der ſtaatlichen noch

auf der kirchlichen Seite um irgendwelche Le —

bensfragen handelt , daß weder der Staat gegen
die Kirche noch die Kirche gegen den Staat heute

irgendwelche Lebensintereſſen zu verteidigen yat ,

daß vielmehr beide großen Inſtitutionen wohl

daran tun werden , eine gemeinſame Front zu
bilden gegen die Gefahren , gegen die wirklichen

Gefahren , die ſie beide bedrohen .

Nun iſt ja der Geſetzentwurf über die Neu —

regelung der kirchlichen Vermögensverwaltung
einſtweilen zurückgezogen ; die Hohe Synode wird

ſich diesmal mit dieſer Neuregelung nicht zu be⸗

faſſen haben , ſondern lediglich mit innerkirchli⸗
chen Angelegenheiten . Geſtatten Sie , daß ich

auch zur Erledigung dieſer rein innerkirchlichen

Angelegenheiten dem Intereſſe , das die Staats⸗

verwaltung , insbeſondere das Kultusminiſte⸗

rium , an ihnen nimmt , Ausdruck gebe und daß

ich Sie insbeſondere beglückwünſche zur rei —
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bungsloſen Erledigung eines der Hauptpunkte

der Tagesordnung , nämlich der Erledigung des

Landeskirchenſteuervoranſchlags . Ich wünſche im

Namen des Herrn Kultusminiſters den weiteren

Verhandlungen der — znode einen erſprießlichen

Verlauf .

Präſident D. Dr . Keller : Ich danke im Namen

der Synode für die außerordentlich liebenswür —

digen Ausführungen des Herrn Regierungsver
treters und danke insbeſondere auch für die herz —

lichen Wünſche zu unſeren Verhandlungen , die

er zuletzt ausgeſprochen hat , und bitte ihn noch

mals , im Kultusminiſterium zu verſichern , daß
der Landeskirche daran gelegen iſt , das ange
nehme Verhältnis , wie es ſeit langen Jahrzehn
ten zwiſchen Kirche und Staat beſteht , auch weiter
ſo fortgeführt zu ſehen .

Wir kommen nunmehr

Tagesordnung : Bericht de

über die Verhandlungen bezügl

wurfs über die Ablöſung der Stols
—

bühren und
über D

Berichterſtatter 1 Dekan Renner :
Hohe Synode ! Die Kirchenregierung hat der
Landesſynode den Entwurf eines kirchlichen Ge

Geſetzent

Dienſtar itfwandsentſché idigu u

ſetzes , die Gewährung eeinerö Dienſtaufwandsent

ſchädigung an die Geiſtlichen und die Ablöſung
der den Geiſtlichen für kirchliche Amtshandlun

gen zuſtehenden Bezüge betr . , vor gelegt , entſpre —
chend einem von der Synode ihr gewordenen
Auftrag . Dieſer Geſetzentwurf iſt ja in Ihrer
aller Händen .

Nach eingehenden Beratungen über dieſen

Geſetzentwurf in den Fraktionen und im Fi⸗

nanzausſchuß hat die Kirchenregierung den vor —

gelegten Geſetzentwurf zurückgezogen .
Es wurde dann vom Finanzausſchuß folgende

Entſchließung einſtimmig angenommen — ſie iſt

auch in Ihrer aller Händen —:

„ Die Landesſynode erſucht die Kirchenre⸗

gierung , im Hinblick auf die zweifellos vor⸗

liegende Notwendigkeit einer Beſeitigung der

derzeitigen unbefriedigenden Zuſtände auf
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dem Gebiete der Stolgebühren bezw . der

Dienſtaufwandsentſchädigung die ganze Frage

aufs neue in Erwägung zu ziehen und der

kommenden Synode , ſofern es finanziell mög⸗

lich iſt , eine Vorlage zu unterbreiten , welche

eine befriedigende einheitliche geſetzliche Lö⸗

ſung im Hinblick auf § 10 der Gehaltsord⸗

nung ſchafft .

Sofern die Finanzlage ſich ſo geſtaltet , daß

ſchon für das laufende Rechnungsjahr der fi⸗

nanzielle Aufwand mit den eingehenden Mit⸗

teln beſtritten werden kann , wird die Kirchen⸗

regierung dazu ermächtigt .

In der Zwiſchenzeit möge der Oberkirchen⸗

rat im Benehmen mit den Gemeinden be⸗

ſtehende Härten abſtellen . “

Der Finanzausſchuß ſtellt den Antrag :

Hohe Synode wolle dieſer Entſchließung ihres

Finanzausſchuſſes auch ihrerſeits zuſtimmen .

Präſident D. Dr . Keller : Wird das Wort ver⸗

langt ? Es iſt nicht der Fall . Erhebt ſich Wi⸗

derſpruch gegen die vorgelegte Entſchließung ? -

Es iſt nicht der Fall . Ich erkläre die einſtimmige

Annahme der Entſchließung .

Wir kommen zu Punkt 4 der Tagesordnung :

Bericht des Finanzausſchuſſes über die fol —

genden vorläufigen kirchlichen Geſetze :

a . die vorläufige Erhebung der Landeskir⸗

chenſteuer für das Rechnungsjahr 1926

betr . , vom 23 . Februar 1926 .

Berichterſtatter Abgeordneter Dekan Renner :

Hohe Synode ! Nach § 120 der Kirchenverfaſſung

hat die Kirchenregierung folgendes vorläufige

kirchliche Geſetz erlaſſen :

„ Bis zur Erlaſſung des kirchlichen Geſetzes

über die Erhebung der Landeskirchenſteuer

im Rechnungsjahr 1926 durch die Landesfyn⸗

ode ſind der Erhebung der Landeskirchen⸗

ſteuer für dieſes Rechnungsjahr die im kirch⸗

lichen Geſetz vom 18 . März 1925 von der Lan⸗

desſynode genehmigten Steuerfüße zugrunde

zu legen . “
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Der Finanzausſchuß hat die Dringlichkeit die⸗

ſer Maßregel geprüft und anerkannt . Er ſtellt

an die Synode den Antrag :

Hohe Synode wolle dieſes vorläufige Geſetz

nachträglich genehmigen .

Präſident D. Dr . Keller : Sie haben den An⸗

trag des Finanzausſchuſſes gehört . Erhebt ſich

Widerſpruch dagegen oder wird das Wort ver —

langt ? — Das Wort wird nicht verlangt , es er —

hebt ſich kein Widerſpruch dagegen , ich erkläre

die einſtimmige Annahme des Antrags des Fi⸗

nanzausſchuſſes .

b. die vorläufige Regelung des Haushalts

der Landeskirche vom 24 . März 1926 .

Berichterſtatter Abgeordneter Dekan Renner :

Nach § 120 der Kirchenverfaſſung hat die Kirchen —

regierung folgendes vorläufige Geſetz erlaſſen :

„ Innerhalb des nach dem vorläufigen

kirchlichen Geſetz vom 23 . Februar d. J . für

die Forterhebung der Landeskirchenſteuer

maßgebenden Zeitraums können alle Aus⸗

gaben perſönlicher und ſachlicher Art in den

gleichen Beträgen fortbezahlt werden , wie ſie

im Landeskirchenſteuervoranſchlag für 1925

nebſt Nachträgen bewilligt worden ſind . “

Der Finanzausſchuß hat die Dringlichkeit die —

ſer Maßregel geprüft und anerkannt . Er ſtellt

an die Synode den Antrag :

Hohe Synode wolle dieſes vorläu fige Ge⸗

ſetz nachträglich genehmigen .

Präſident D. Dr . Keller : Wird das Wort

verlangt ? Erhebt ſich Widerſpruch gegen den

Antrag des Finanzausſchuſſes ? — Es iſt nicht

der Fall . Ich erkläre die Annahme des Antrags

des Finanzausſchuſſes .

c. zweiter Nachtrag zu dem kirchl . Geſetz über

die allgem . kirchl . Ausgaben für das Rech⸗

nungsjahr 1. April 1925 bis 31 . März 1926

und ihre Deckungsmittel vom 24 . März

1926 .
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Berichterſtatter Abgeordneter Dekan Renner :

Nach § 120 der Kirchenverfaſſung hat die Kirchen —

regierung folgendes vorläufige Geſetz erlaſſen :

eerr

„ Der dem kirchlichen Geſetz vom 18 . März 1925

beigefügte Voranſchlag für das Rechnungsjahr

1925 erfährt die aus der Anlage erſichtliche wei —

tere Anderung .

Anlage .

Den in der Anlage des kirchlichen Geſetzes

vom 18 . März 1925 aufgeführten Ausgaben

treten unter den nachbezeichneten Rechnungs⸗

abſchnitten die beigefügten Beträge hinzu :

Rechnungsabſchnitt 23 , Stipen⸗

dien für Theologieſtudierende 8000 ,

Rechnungsabſchnitt 24 , Unter⸗

ſtützungen an arme Gemeinden

einſchließlich Diaſporagemein —

den für örtliche Zwecke 10 000

ulſo Mehrbetrag der Summe C 18 000 J,l .

Artikel2 .

Die hiernach feſtgeſtellte Mehrausgabe mit

18 000 t iſt durch den im Rechnungsjahr 1925

aufzubringenden Ertrag der Landeskirchenſteuer

zu decken . “

Der Finanzausſchuß hat die Dringlichteit
und Zweckmäßigkeit dieſer Maßregel geprüft und

anerkannt . Er ſtellt an die Synode den Antrag :

Hohe Synode wolle dieſes vorläufige Ge⸗

ſetz nachträglich genehmigen .

Präſident D. Dr . Keller : Wünſcht jemand das

Wort zu dem Antrag des Finanzausſchuſſes ?
Es iſt nicht der Fall . Ich ſtelle den Antrag zur

Abſtimmung . Erhebt ſich Widerſpruch dagegen ?
—Es iſt nicht der Fall . Ich erkläre den Antrag
des Finanzausſchuſſes als einſtimmig angenom⸗

men .

Wir kommen zu Punkt 5 unſerer Tagesord⸗

nung :

Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über die

vorläufigen kirchlichen Geſetze :

Zweite Sitzung .

a. betr . die Errichtung einer Geſamtkirchen⸗

gemeinde Immendingen , vom 9. Juli 1925 .

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer : Hohe

Synode ! Die Kirchenvorſtände der Diaſporage

meinden Immendingen und Engen richteten an

den Oberkirchenrat unterm 15. November 1924

das Eruchen , ſie zu Kirchengemeinden zu erheben

Aus der Begründung iſt folgendes hervorzuhe —

ben :

In Immendingen und Engen beſtanden ſeit

über 40 Jahren evangeliſche Diaſporagemeinden .

Immendingen wurde früher erſt von Tuttlin

gen , dann von Donaueſchingen , Engen von Sin

gen a. H. aus kirchlich bedient . Erſt im Jahre

1902 wurden beide Gemeinden zu dem Diaſpora

pfarramt Immendingen vereinigt , dem während

des Krieges noch die Diaſporagemeinde Geiſingen

angeſchloſſen wurde . Nach der Zählung aus An

laß der Kirchenviſitation im November 1923 be

diente das Diaſporapfarramt Immendingen

im ganzen 822 Evangeliſche . Davon gehörten

nach Immendingen , Möhringen und umliegen

de Ortſchaften 365 , nach Engen und Umge

bung 328 , nach Geiſingen 129 , zuſammen 822 .

Gottesdienſte fanden in Immendingen , Engen

und Geiſingen ſtatt . Religionsunterricht wurde

an 6 Unterrichtsſtationen an im ganzen 100

Schüler vom Geiſtlichen erteilt . Bei dem

großen räumlichen Umfang des Diaſpora —

bezirks , der ſich von Pfohren bei Donau⸗

eſchingen bis Hohenkrähen bei Singen a. H. er⸗

ſtreckt , iſt zu einer ausreichenden Verſorgung die

ganze Kraft eines Geiſtlichen notwendig . Die

Seelſorge vor allem ſetzt ein perſönliches Ver —

trauensverhältnis zwiſchen dem Geiſtlichen und

den Gemeindegliedern voraus . Ein Geiſtlicher

in reiferen Jahren wird dieſes eher herzuſtellen

vermögen als ein junger , noch in der Ausbil⸗

dung und Entwicklung begriffener Geiſtlicher ,

der nur kurze Zeit am Platze bleibt , wenn er

nicht aus freien Stücken auf eine wirtſchaftliche

Beſſerſtellung verzichten will .



rchen⸗

1925 .

Hohe

rage

n an

1924

zeben .

zuhe⸗

. eit

nden .

ttlin

Sin

zahre

pora

hrend

ingen

An⸗

3 be⸗

ngen

örten

egen

mge⸗

822 .

öngen

hurde

100

dem

pora⸗

nau⸗

er⸗

g die

Die

Ver⸗

und

icher

ellen

Sbil⸗

icher ,

er

liche

Zweite

Aus allen dieſen Gründen erſtrebten die Mit⸗

glieder der Diaſpora des Bezirks e
Errichtung einer Pfarrei in Immendingen .
Kirche und Pfarrhaus ſind dazu bereits

den . Die Organiſation war ſo beab

Diaſporagemeinden Immendingen und

Kirchengemeinden , und zwar Engen

in ! mütig die

chtigt , daß die

Engen zu

zur Filial⸗

gemeinde von Immendingen , erhoben werden .

Das Kirchſpiel Immendingen ſollte die Gemar

kungen Immendingen und Möhringen , Engen

nur die Gemarkung Engen umfaſſen . Die Dia⸗

ſporagemeinde Geiſingen blieb in der Paſtoration

rrei . Die Gemeinde Immendin⸗

„ Engen 300 7J½¼ jährlichen Bei⸗

S90* N74der neuen Pfa

t bot 500

trag zum Gehalt des Pfarrers an, die ſie durch

Orts kirche nſteuer aufbringen wollen . Ein höhe⸗

er Beitrag kann von ihnen mit Rüchſicht auf
e nicht erhebliche Steuerkraft der Gemeinde —

glieder nicht erwartet werden .

re

die

Die Kirchenregierung hat dem Vorhaben

grundſätzlich die Zuſtimmung erteilt , worauf der

Oberkirchenrat die entſprechende ſtaatliche Ge —

nehmigung nachſuchte . Das Staatsminiſterium

hat am 28 . April 1925 gemäß Art . 1 und 2 des

Ortskirchenſteuergeſetzes die ſtaatliche Genehmi —

gung erteilt , daß mit Wirkung vom 1. April 1925

1. die Diaſporagemeinden Immendingen und

Engen zu Kirchengemeinden , Engen als Filial⸗

gemeinde von Immendingen , erhoben werden ,

wobei das Kirchſpiel Immendingen die Gemar —

kungen Immendingen und Möhringen , das

Kirchſpiel Engen die Gemarkung Engen um⸗

faſſen ſoll ,

2. in Immendingen eine Pfarrei errichtet

wird und

3. zur Ausſtattung dieſer Pfarrei von der

neu zu bildenden Kirchengemeinde Immendin⸗
gen jährlich 500 , Engen jährlich 300 . im

Wege der örtlichen kirchlichen Beſteuerung auf —

gebracht werden .

Die Kirchenregierung hat auf Grund dieſer

Staatsgenehmigung am 9. Juni 1925 gemäß 8§ 120

der Kirchenverfaſſung folgendes kirchliche Geſetz

Sitzung 53

beſchloſſen , das im Geſetzes - und Verordnungs⸗
blatt vom 19. Juni 1925 veröffentlicht wurde :

Arkikel1 .

„ Die evangeliſchen Diaſpo
— — Im⸗

mendingen und Engen bilden mit Wirkung vom

Juli d. J . evangeliſche Sirengemeiuder ,
erſtere umfaſſend die Gemarkungen der politi⸗

ſchen Gemeinden Immendingen und Möhrin⸗

gen , letztere umfaſſend die Gemarkung der po⸗

litiſchen Gemeinde Engen .

Artikel 2 .

Die evangeliſchen Kirchengemeinden Immen⸗

dingen und Engen werden durch beſondere Sat —

zung gemäß 8§ 38 der Kirchenverfaſſung zu einer

Geſamtkirchengemeinde Immendingen vereinigt ,

in welcher die evangeliſche Kirchengemeinde

Engen Filialgemeinde der Kirchengemeinde Im⸗

mendingen iſt .

eel

Die evangeliſche Geſamtkirchengemeinde Im⸗

mendingen wird dem Kirchenbezirk Konſtanz zu⸗

geteilt . “

Die Kirchenregierung hat gemäß § 120 der

Kirchenverfaſſung der Landesſynode dieſes vor⸗

läufige Geſetz zur Zuſtimmung vorgelegt . Der

Verfaſſungsausſchuß hat die von den beteiligten

vorgetragenen Gründe und die Ent⸗

ließung der Kirchenregierung gutgeheißen und

iſt darnach einſtimmig zu folgendem Antrag ge⸗

langt — der in Ihren Händen iſt

Die Landesſynode wolle dieſem vorläufi⸗

gen kirchlichen Geſetz nachträglich die Geneh⸗

migung erteilen .

Präſident D. Dr . Keller : Sie haben den An⸗

trag gehört . Wird das Wort dazu gewünſcht ? —

Erhebt ſich Widerſpruch dagegen ? — Der An⸗

trag des Verfaſſungsausſchuſſes betr . Immen⸗

dingen iſt einſtimmig angenommen .

Ich erteile dem Herrn Berichterſtatter das

Wort zu dem vorläufigen Geſetz

b. die Errichtung einer Kirchengemeinde

Staufen betr . , vom 28 . Oktober 1925 .
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Berichterſtatter Abgeoroͤneter Fitzer : Aus

Gründen die Diaſporagemeinde

en und Engen ſtellte am 1. Juni 1924

denſelben zie

udineImme

irchenvorſtand der einde Stau

fen an den

hebung zur Pfarrger

der K Diaſporagem

Oberkirchenrat das Erſuchen

neinde .

Aus kleinen Anfängen ,

zurückreichen , hat ſich in

evangeliſche Diaſporagemei

erſt von dem Geiſtlichen

fernt liegenden Nachbarortes

lich bedient wurde , dann im Jahre 1907 einen

eigenen Diaſporageiſtlichen erhielt . Der Bezirk

des Geiſtlichen umfaßte zu dieſer Zeit außer

Staufen , dem Sitz des Geiſtlichen , die Orte

Bollſchweil , Ehrenſtetten , Grunern , Kirchhofen

Obermünſtertal , Sankt Ulrich und Unter

münſtertal . 1919 kamen auch Krozingen

und Schlatt hinzu . Im ganzen verſorgte

der Geiſtliche von Staufen in dieſem Ge

biete weit über 400 Evangeliſche 50t zienſte

wurden anfänglich alle 4
8 Rathaus

ſaal gehalten , mit der Erri n

Kirche in Staufen im ige

und ſeit 1907 allſonntäglich . iſt

noch nicht vorhanden . Die Ausga

ragemeinde Staufen wurden

Gaben der Kirchengenoſſen und ar

zungen verſchiedener Vereine uſw . be

aus der Vorkriegszeit ſtammenden

aus fre

eſtritten . Die

örtlichen

kirchlichen Fonds ſind , auch aufgewertet , ohne

Bedeutung . Die der Diaſporagemeinde oblie

gende Aufgabe , ſich ein Pfarrhaus zu erwerben

oder zu bauen , beanſprucht aber einen ſolchen

Aufwand , daß ſie auf die bisherige Art der Mit

telbeſchaffung nicht zu löſen war . Die Gemeinde

ſagte ſich ganz mit Recht , daß ein junger , nur

kurze Zeit im Ort bleibender Geiſtlicher bei ſei —

nen umfangreichen Amtspflichten ihr nicht das

zu bieten vermag , was ein ſtändiger Geiſtlicher

in gereiftem Alter ihr ſein kann , da für den letz⸗

teren die mancherlei Schwierigkeiten des Nicht —

vertrautſeins mit der Srtlichkeit , den Menſchen

rhä ſſen fallen . Zur Erfüllung

ches war tig , die Diaſporage

Kirchengemeinde zu erhe

enes Pfarramt einzurichten

iſſe k als Umfang der

u bildenden Kirchengemeinde nur der Umfang

der mark g der politiſchen meinde Stau

f in Betracht . Die oben genannten Orte blie

auch weiterhin Diaſporaort Dieſe Neuord —

nung befähigte zur C örtlicher kirchlicher

Steuéru in der Kirchengemneinde Staufen , wodurch '

die Gemeindebedürfniſſe leichter aufgebracht wer

den konnten . Neben den Laſten , die ihnen die

Beſchaffung des noch fehlenden Pfarrhauſes auf

legt, haben noch

deKer e n tLei

ng ähir kei herten

itrag zi Pfarrgehalt von jährlich 300 10

if ſich geno en

Die enregierung hat dieſes Geſuch be

fürwortet , worauf der Oberkirchenrat die vorge

Staatsg einholte , die am

22 . September 1925 dahin erteilt wurde , öͤaß mit

Virkung vom 1. April 1925

1Ein evangeliſche Kirchenge

meinde , u Gemarkung der politi⸗

ſchen Gemeinde Staufen , errichtet und

Staufen eine

mfaſſend die

2. zum Einkommen der in der Kirchenge

meinde Staufen zu errichtenden evangeliſcher

Pfarrei ein jährlicher Beitrag von 300 740
im Wege der örtlichen kirchlichen Beſteuerung
in der evangeliſchen Kirchengemeinde Stau —

fen aufgebracht wird .

Bei der Dringlichkeit des Falles

Zweckmäßigkeit der Maßnahme verfügte die

mit einem vorläufigen Geſetz

vom 28 . Oktober 1925 die Errichtung der Pfarrei

Staufen , das in ſeinen zwei Artikeln folgender⸗

maßen lautet :

und der

Astikell .

„ Die evangeliſche Diaſporagemeinde Stau⸗

fen bildet mit Wirkung vom 1. April d. J . an
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Zweite

eine evangeliſche Kirchengemeinde , umfaſſend

die Gemarkung der politiſchen Gemeinde

Staufe

Artäkel2 .

Die evangeliſche Kirchengemeinde Staufen

wird dem Kirchenbezirk Müllheim zugeteilt . “

Dieſes vorläufige kirchliche Geſetz liegt der

Landesſynode ebenfalls zur Zuſttimmung vor .

Auch in dieſem Fall hat der Verfaſſungsausſchuß

die Errichtung der ſelbſtändigen Pfarrei Staufen

nach jeder Richtung gebilligt und er ſtellt ein⸗

ſtimmig folgenden Antrag an die Hohe Synode ,

der ſich ebenfalls in Ihren Händen befindet :

Die Hohe Synode wolle dieſem vorläufi⸗

gen Geſetz die Genehmigung erteilen .

Präſident D. Dr . Keller : Ich ſtelle den An⸗

trag zur Beſprechung zur Abſtimmung . Es

erhebt ſich kein Widerſpruch , der Antrag iſt ein⸗

ſtimmig angenommen .

Ich ſchlage vor , den Punkt 7 der Tagesord⸗

nung nun vorzunehmen vor Punkt 6, weil er

hierher gehört :

Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über

den kirchlichen Geſetzentwurf , „ Die Rechts⸗

verhältniſſe der evangeliſchen Religionsleh⸗

rer betr . “

Ich erteile das Wort zu dieſem Punkt dem

Berichterſtatter , Herrn Landeskirchenrat Hof —

heinz .

Berichterſtatter Abgeordneter Hofheinz : Hohe

Synode ! Im Auftrag Ihres Verfaſſungsaus⸗

ſchuſſes habe ich Ihnen zu berichten über den

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , die Rechts⸗

verhältniſſe der evangeliſchen Religionslehrer

betr .

Der Entwurf will die mit der Erteilung des

Religionsunterrichts betrauten Kräfte dem Or⸗

ganismus der Landeskirche eingliedern .

Ihre Kommiſſion hat folgendes zu bemerken :

In Artikel 1 Ziff . 4 iſt hinter „ Schulkandidaten “

einzufügen : „ welche der evangeliſchen Landes⸗
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N
irche angehören “ . In dem Art . 1 Ziff . 4 ſoll der

Satz eingeſchoben werden : „ Für den Unterricht

in den oberen Klaſſen der Höheren Schulen kom⸗

men nur die Lehrkräfte unter Ziff . 1 und 2 in

Betracht . “ In der Praxis wurde ja wohl ſchon

bisher ſo verfahren . Zur Vermeidung von Miß⸗

verſtändniſſen ſchien es uns aber wünſchenswert ,

den Satz hier ausdrücklich aufzunehmen . Der in

Ihren Händen befindliche ſchriftliche Antrag des

Verfaſſungsausſchuſſes iſt in ſeiner Ziffer 2 dem⸗

gemäß zu korrigieren . Es ſind die Worte „ mitt⸗

leren und “ zu ſtreichen . Es muß heißen „ in den

oberen Klaſſen der Höheren Schulen “ .

Ferner iſt im Schlußabſatz von Art . 1 das

Wort „ weiteren “ zu ſtreichen .

In Artikel 2 des Geſetzes iſt der entſcheidende

Punkt der , daß Religionslehrer , die auf einer

Miſſionsſchule ausgebildet ſind , oder ſolche , die

von der Tätigkeit in der Volksſchule kommen ,

vom Tag ihrer endgültigen Aufnahme im Kir⸗

ndienſt die Eigenſchaft von kirchlichen Beam⸗

ten beſitzen . Welche Kategorien dazu im

5nen gehören , wollen Sie aus der überſicht e
ſehen , welche auf der Rückſeite des zweiten , ün
Ihren Händen befindlichen Entwurfs gegeben

iſt . Ihre Kommiſſion war damit einverſtanden .

Es wurde aber die Frage aufgeworfen , ob je⸗

nand aus dieſem Beamtenverhältnis wieder

entfernt werden kann , wenn die inneren Voraus⸗

ſetzungen ſeines Amtes in Wegfall kommen . Bei⸗

ſpielsweiſe : ein Religionslehrer iſt zu einer Sekte

übergegangen , hält aber ſeinen Unterricht äußer⸗

lich korrekt . Es ſchien uns notwendig , für ſolche

Fälle Vorkehr zu treffen . Dieſe ſchien uns darin

gegeben , daß hinter den Worten „ das Geſetz vom

22 . Juni 1921 uſw . “ eingefügt wird : „ und § 50

der Kirchenverfaſſung “ . Damit ſind auch die Re⸗

ligionslehrer gleich den Geiſtlichen gehalten , die

Lehre der Heiligen Schrift nach Maßgabe des

Bekenntnisſtandes der Landeskirche zu verkün⸗

den und durch muſterhaften Lebenswandel vor⸗

zuleuchten und überall den Ernſt und die Würde

ihres Amtes zu behaupten .
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Artikel 3 ſchlagen wir vor , ſtatt „ Rückt

kung vom 1. April 1925 “ zu ſagen „1. März 1922

damit auch die im Artikel 2 erwähnte , unter dem

12 . März 1925 ergangene Verordnung noch durch

das vorliegende Geſetz gedee

Im Namen des Ve

beantrage ich , dem Geſ

geſchlagenen Anderungen — —
Das Geſetz wird zuerſt in ſeinen einzelnen

dann übe

ſchrift in der v Form

ohne Wortn einſtimmig zenommen .

die Annahme iſt ſomit endgültig

den Geſetzentwurf ,

Synode ! Im Auftrag Ih

ſchuſſes habe ich Ihnen zu berich

wurf eines kirchlichen Geſetzes , die Beamten der

evangeliſch - prot L

den betr .

Nach der 2

geſetz vom 22 . Juli 1921 in ſei

Ziffer 3 noch folgende Ziffer 4 als Zuſatz erhal

ten :

„ Der nach § 2 des Dienſtgeſetzes erforderlichen

Genehmigung des Oberkirchenrats zur Verehe —

lichung bedürfen auch die im kirchlichen Dienſt

ſtehenden Religionslehrer . “

Ihre Begründung findet dieſe Beſtimmung

darin , daß das Amt des Religionslehrers dem

des Geiſtlichen weſensverwandt iſt . Wie beim

en über denLer l

andeskirche in Ba

cchlich * Bec Imten2 2 2 —4 er —

Art . 1 nach

Geiſtlichen , ſo muß auch beim Religionslehrer

auch die Frau kirchenwürdig und ſtandeswürdig

andhabe , um unerträglichen Zuſtän⸗

den rechtzeitig vorzubeugen , ſchien uns unent⸗

behrlich zu ſein .

Eine Anderung hat Ihr Ausſchuß an keinem

der Artikel vorgenommen . Er beantragt unver⸗

änderte Annahme .

Flunbſein . Cneèe

1 eich Weiſe

ie tene „ ort ! ö

er Verzicht der Synode auf ei z te Abſt

ng 7 q u nit Sti ange

dommen

zu Punkt 8 der Tagesordnung „ Beſchwerde

des Friedrich Gäßler und Gen . in Mahl⸗

berg betreffend die ahl daſelbſt “ führt

Berichterſtatter lbgeordnete Schüfer 1˖

Hohe S zm Auftrag der Verfaſſungs

kommiſſion habe ich hre , Ihnen folgendes

zutragen :

Es liegt hier de mehrerer

inwohner der G

Snoſ 161 8 11unoſſer ege di Bil ng

vch 1 1 18Ole irck 11 U 91
Ssüis genr rhenafßf ie fBte bevorſteh de Kirchenwahl in Mahlber

Das Tatſächl iſt kurz folgendes . Die Ge

ieinde Mahlberg hatte das Unglück , über 30 Jahre

ing einer ben, der bei allen pe

önlichen Qualitäten , die er gehabt haben m J,

doch eine gerii V genſchaftung hatte

ir den Beruf eines Geiſtlic en , un ſo iſt te

ßolge die geweſen , daß in kirchlicher Beziehung

die Gemeinde Mahlberg ziemlich zurückgegangen

iſt , in einem gewiſſen kirchlichen Schlaf ſich be

unden hat . Und nun iſt

Pfarrer ein Pfarrverwa

Gäßler B6in gekommen vorübergehend war

kürzere Zeit noch ein anderer Herr dort und

dieſem Pfarrverwalter iſt es gelungen , in er

gunlich kurzer Zeit in der Gemeinde das kirch

liche Intereſſe erheblich zu weiten und das kirch —

liche Leben zu einem fruchtbringenden zu geſtal

ten .

rwalter Paul Gäßler iſt als

Pfarrkandidat aufgenommen worden am 2. Mai

923 . Er iſt dann vorübergehend in Ichenheim
Dundenheim beſchäftigt geweſen , auch beim Rech

nungsamt des Oberkirchenrats und iſt nun ſeit

Januar 1924 in Mahlberg . Die Gemeinde hat

ein begreifliches Intereſſe daran , daß gerade



hat

rade

Zweite Sitzung 57

der Herr , dem es nun einmal gelungen iſt , in ſo

fruchtbarer Weiſe dort zu wirken, nun auch ihr

dauernder eſſ

an die ng bie 8 tte geſtellt man

die auch auf die Liſte ſetzen , da

er bei einer Wahl zum Pfarrer ernannt

werden könne .

Es haben ſich ein

det ; es ſind im ganzen 17 oder 18 geweſen , und

von acht

Reihe von Herren gemel —

regierung hat eine

Herren aufgeſtellt , unter denen ſich dieſer r

verwalter Paul Gäßler nicht befindet. Die 86
e geht nun dahin , man möge di

verwalter Paul Gäßler unter Streichung eines

tderen Namens auf die Liſte ſetzen .

Ihr Ausſchuß iſt der Anſicht ,

ſchwerde nicht begründet iſt . 221

rung muß Wert darauf legen , daß

ſtellen , die beſonders begehrt 108 und

doch offenbar bei Mahlberg der Fall , wenn eine

ſo —
Anzahl von Bewerbern vorliegt —, die

8Rechte älterer Geiſtlicher nicht benachteiligt wer⸗

NI 84 2den . Wir müſſen im Intereſſe eines guten
NP farrerſtandes Wert darauf legen , 3 älteren

Geiſtlick hen eine **＋re nicht verbaut

durch einen jungen Kandidaten , der nun —
Zufall in eine

— gekommen iſt und dem

es ja in ſehr erfreulicher Weiſe gelungen iſt , ſich

das — der Gemeinde zu erwerben . Die

Kirchenregierung und wir ebenſo müſſen aber

auch weiter Wert darauf legen , daß junge Geiſt⸗

liche nicht ſchon in ſo jungem Alter planmäßige

Pfarrer werden , ſondern wir legen Wert darauf ,

daß dieſe Vikare und Pfarrverwalter eben von

Landgemeinden in Stadtgemeinden oder umge⸗ —

kehrt kommen , damit ſie ſich zuerſt eine reiche Er⸗

fahrung ſammeln können , bis ſie die Stellung

eines planmäßigen Pfarrers annehmen kön

nen . Eine Ausnahme könnte nur dann gemacht

werden , wenn wirklich auf der der Gemeinde

Mahlberg nunmehr zur Auswahl vorgelegten

Liſte von acht nicht ein einzigerſich befinden würde ,

der den Anſprüchen entſprechen könnte , die man

Mahlberg ſtel —

r Kirchenregie —⸗

rung verſichert worden , daß unter dieſen acht

Herren mindeſtens eine größere Anzahl durchaus

den mden entſpricht , die man an einen

Pfarrer von Mahlberg ſtellen kann .

len muß . Es iſ

Aus dieſen Gründen ſieht Ihre

keinen Anlaß , die Kirchenregierung dazu zu ver⸗

anlaſſen , nunmehr einen ganz jungen Herrn auf

die Liſte zu ſetzen , damit dieſer unter Umgehung

älterer Pfarrer als Pfarrer in Mahlberg ein —

rückt .

Der Antrag , den Ihr Verfaſſungsausſchuß an

Sie ſtellt , geht daher dahin :

——
Synode billigt die Entſcheidung der

regierung und geht über die Be⸗En

chwer ube zur Tagesordnung über .

Der Antrag des Verfaſſungsausſchuſſes findet

einſtimmige Annahme .

Auf Vorſchlag des Präſidenten wird Punkt 9

der Tagesordnung auf die Nachmittagsſitzung

verſchoben und ſtatt deſſen Punkt 10 , Entwurf

eines
˖

die Kirchengemeinde⸗

wahlen betr . , ar

Berichterſtatter Abgeordneter D. Frey : Hohe

timmigkeiten hinſichtlich der Auf

3

Synode ! Unſti

faſſung der Beſtimmung , wann die Gemeinde —

wahlen auszuſchreiben ſeien , haben den Verfaſ —

ſungsausſchuß veranlaßt , ſich mit dieſer Frage

zu befaſſen . Er war der Meinung , daß das

frühere Verfahren beibehalten werden ſollte , und

ſchlägt daher folgende vor :

„ Die Gemeindewahlen ſind ſo rechtzeitig aus⸗

zuſchreiben , daß die jeweils ſofort

nach Ablauf der Wahlperiode ſtattfinden kön⸗

nen . “

Hiermit iſt aber für die in dieſem Jahreizu täti⸗

genden Gemeindewahlen eine Ordnung noch nicht

getroffen , da dieſe Wahlen meiſtens im Juli , wo

die Mandatsdauer abgelaufen iſt , vorgenommen

werden müßten . Da wir aber die Landesſyno⸗

dalwahl im Juli haben werden und es nicht
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—

—

———

wünſchenswert iſt , zwei Kirchenwahlen in einem

Monat vorzunehmen , und da es ferner wün

ſchenswert iſt , die Gemeindewahlen auf einen

kürzeren Zeitraum zuſammenzudrängen , als es

vor ſechs Jahren gelungen iſt , hat die Kirchen

regierung uns einen Geſetzentwurf

der

vorgelegt ,

olgenden Wortlaut hat :

„ Die Landesſynode hat als verfaſſung⸗

änderndes kirchliches Geſetz beſchloſſen , was

folgt :

Einziger Artikel .

89 ie in dieſem J erforderlichen Ge

meindewahlen ſind in der Zeit vom 15. Sep⸗

tember bis einſchließlich 17 . Oktober 1926 vor

zunehmen . Soweit die Amtszeit der Vertre⸗

ter und Alteſten vor dem Wahltage abgelau —

fen iſt , wird ſie bis zu dieſem Tage hiermit

verlängert . Soweit die Amtszeit noch nicht

abgelaufen iſt , ſind die kirchlichen Gemeinde —

körperſchaften mit dem Wahltage kraft Ge —

ſetzes aufgelöſt . “

8 —55
Dritte Sitzung

Die einleitende Bemerkung „ als verfaſſung⸗
änderndes Geſetz “ beſagt , daß es zur Annahme

einer Zweidrittelmehrheit bedarf . Die Sache

ſelbſt iſt ſo klar und einleuchtend , wohl auch ſo

allgemein betannt , daß ich irgend ein weiteres

Wort der Begründung und Erläuterung nicht

) hinzuzufügen brauche und nur namens des

Ausſchuſſes den Antrag zu ſtellen habe :

Hohe Synode wolle dem vorliegenden Ent⸗

wurf eines kirchlichen Geſetzes , die Kirchen⸗

gemeindewahlen betr . , ihre Zuſtimmung er⸗

teilen .

N
Der Geſetzentwurf wird , ohne daß ſich jemand

zum Wort gemeldet hätte , mit allen Stimmen

angenommen . Auf eine zweite Abſtimmung

wird verzichtet .

Der Präſident teilt dann noch mit , daß der

Synodale Hauß wegen Krankheit für heute und

morgen entſchuldigt iſt , und ſchließt die Sitzung .

Abgeordoͤneter D. Dr . Frommel ſpricht das

Schlußgebet .

Dritte öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Freitag , den 28 . Mai 1926 ,

nachmittags 4½ Uhr .

Präſident D. Dr . Keller : Ich eröffne die Sit⸗

zung und bitte den Herrn Synodalen Becker , mit

uns zu beten . Geſchieht . )
Herr Dekan Camerer hat das Wort außerhalb

der Tagesordnung erbeten .

Abgeordneter Camerer : Hohe Synode ! Wir

haben heute morgen zweier ſchwerer Unglücks⸗
fälle in herzlicher Teilnahme gedacht . Nun iſt
aber in der vergangenen Woche auch an der

Grenze Badens , in Hasloch am Main , ein furcht⸗
bares Unglück geſchehen , indem durch Exploſionen
die ganze Pulverfabrik in die Luft flog , ſodaß 13

Menſchen tot waren und viele ſich verbrannten .

Wir werden auch dieſer Unglücklichen und der

Hinterbliebenen in aufrichtiger , herzlicher Teil⸗

nahme gedenken .

Präſident D. Dr . Keller : Dieſer Teilnahme

ſchließt ſich die Landesſynode an . Ich erteile

nunmehr das Wort außerhalb der Tagesordnung

dem Herrn Oberkirchenrat Dr . Doerr .

Oberkirchenrat Dr . Doerr : Hochverehrte Da⸗

men und Herren ! Der Herr Kirchenpräſident hat

mich beauftragt , hier folgende Erklärung abzu⸗

geben : Der Herr Kirchenpräſident bedauert leb⸗

haft , daß es ihm ſein Geſundheitszuſtand nicht

geſtattet , noch im Laufe dieſer Tagung zu den

Vorwürfen , die der Herr Abgeordnete Dr . Diet⸗

rich gegen ſeine Amtsführung erhoben hat , Stel⸗
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